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1. Vorbemerkung 

Der Bundesverband privater Anbieter sozialer Dienste e.V. (bpa) bildet 

mit mehr als 14.000 aktiven Mitgliedseinrichtungen die größte Interessenver-

tretung privater Anbieter sozialer Dienstleistungen in Deutschland. Einrich-

tungen der ambulanten und (teil-)stationären Pflege, der Behindertenhilfe so-

wie der Kinder- und Jugendhilfe in privater Trägerschaft sind systemrelevan-

ter Teil der Daseinsvorsorge. Als gutes Beispiel für Public-private-Part-

nership tragen die Mitglieder des bpa die Verantwortung für rund 395.000 

Arbeitsplätze und circa 29.000 Ausbildungsplätze. Die Investitionen in die 

pflegerische Infrastruktur liegen bei etwa 31 Milliarden Euro. Mit rund 7.400 

Pflegediensten, die circa 420.000 Pflegebedürftige betreuen, und 6.700 sta-

tionären Pflegeeinrichtungen mit etwa 390.000 Plätzen vertritt der bpa mehr 

als jede dritte Pflegeeinrichtung bundesweit. Vor diesem Hintergrund nimmt 

der bpa wie folgt Stellung. 

 

2. Stellungnahme 

 

2.1. Zusammenfassung 

Dieses Gesetz kann ein Meilenstein bei der Bewältigung der pflegeri-

schen Versorgungskrise werden. Derzeit fehlen Pflegekräfte überall – 

nicht nur Fachkräfte, sondern auch Assistenzkräfte. Wer einen Platz in einem 

Pflegeheim sucht oder Unterstützung eines ambulanten Pflegedienstes be-

nötigt, erhält immer öfter eine Absage – weil Pflegekräfte fehlen. Immer mehr 

Menschen müssen deshalb die Pflege ihre Angehörigen übernehmen – und 

vergrößern damit den Fachkräftemangel an anderer Stelle. Wer seine Ange-

hörigen pflegt, kann nicht gleichzeitig einen Bus fahren oder eine Wärme-

pumpe installieren.  

Deutschlands Megathema ist deshalb die Personalsicherung in der 

Pflege.  

Dem Pflegefachassistenzgesetz kommt dabei eine entscheidende Rolle zu. 

Es ist ein sehr wichtiges Gesetz, das der bpa grundsätzlich begrüßt. Die 

neue Bundesregierung und die Bundesländer haben die Chance, heute die 

richtigen Weichen für die Zukunft zu stellen. Das heißt konkret: Alles dafür 

zu tun, dass wir viele Menschen für den wichtigen Pflegeberuf gewinnen. Wir 

brauchen mehr Köpfe in der Pflege. Allen muss bewusst sein, dass die ei-

gentliche Herausforderung erst noch auf uns zukommt. Unsere heutigen Per-

sonalprobleme werden in zehn Jahren belächelt werden, wenn wir nicht 

heute gegensteuern. Wir wissen, dass bereits in diesem Jahrzehnt mehr 

Renteneintritte als Ausbildungsabschlüsse den Personalmangel in der 

Pflege eklatant verschärfen werden (s. DAK Pflegereport 2024).  

mailto:bund@bpa.de
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Angesichts des sich verschärfenden Personalmangels in der Pflege spricht 

sich der bpa nachdrücklich für eine Pflegefachassistenzausbildung mit einer 

Dauer von zwölf Monaten und für realistisch umsetzbare Anforderungen 

an die Lehrkräfte an Pflegeschulen, die bereits heute Mangelware in der 

dreijährigen Fachkraftausbildung sind, aus. Der Referentenentwurf sieht 

eine Ausbildungsdauer von achtzehn Monaten vor und eine erhebliche Er-

höhung der Personalschlüssel und Qualifikationsanforderungen der Lehr-

kräfte. Damit werden nicht die notwendigen Kapazitäten an Pflegefachassis-

tenzkräften in Deutschland erzielt, die so dringend in der Versorgung benö-

tigt werden. Es ist sogar ein Abbau von Ausbildungskapazitäten aufgrund der 

erheblich höheren Anforderungen denkbar.  Eine einjährige Pflegefachassis-

tenzausbildung gefährdet dagegen nicht die Versorgung der Pflegebedürfti-

gen, wenn rund 70 Prozent (19 von 28 Ausbildungsgängen) aller bisherigen 

Pflegehelferausbildungen in den Ländern derzeit auf 12 Monate ausgerichtet 

sind. Sie stellt jedoch sicher, dass wir schnell und in quantitativ hoher Anzahl 

entsprechende Ausbildungskapazitäten in Deutschland aufbauen. Sie leistet 

damit einen wichtigen Beitrag zur Personalsicherung in der Pflege. 

Dem wachsenden Bedarf an Pflegebedürftigen stehen fehlende Ressourcen 

bei den Lehrkräften gegenüber. Wie soll der notwendige Ausbau der Ausbil-

dungskapazitäten erfolgen, wenn die Lehrkräfte fehlen? Bereits jetzt fehlen 

Lehrkräfte für die dreijährige Ausbildung – eine Verlängerung der derzeit 19 

einjährigen Pflegefachassistenzbildungen auf 18 Monate würde die Situation 

weiter verschärfen. Eine längere Ausbildung und die vorgesehenen höheren 

Personalschlüssel (1:20) erfordern noch mehr Kapazitäten bei den Lehrkräf-

ten.  

Die Politik muss sich bewusst sein, dass wir es uns angesichts der aktuellen 

Personalsituation in der Pflege und angesichts der auf uns zu rollenden de-

mografischen Welle gesellschaftspolitisch nicht leisten können, die Dauer 

der Pflegefachassistenzausbildung, die Personalschlüssel und Anforderun-

gen an die Lehrerqualifikation an den Pflegeschulen unberücksichtigt von 

der Ressourcen- und Bedarfslage auszurichten. Eine längere Ausbildungs-

dauer, sehr gute Personalschlüssel und eine sehr hohe Lehrkraftqualifikation 

wären wünschenswert – damit ist aber der erforderliche Ausbau der Ausbil-

dungskapazitäten nicht möglich! Sollte es dennoch bei einer achtzehnmona-

tigen Pflegefachassistenzausbildung bleiben, müssen wenigstens alle ande-

ren Hebel umgelegt werden, um die größtmöglichen Kapazitäten zu erzeu-

gen. Dazu zählen insbesondere folgende Maßnahmen: 

• Realistisches Lehrer-Schüler-Verhältnis von 1:25 statt 1:20, 

• Anerkennung von Lehrkräften mit einem pflegepädagogischen Ba-

chelor-Abschluss sowie Einbezug weiterer pflegerelevanter Stu-

dien-abschlüsse (z.B. Pflegemanagement) und Bezugswissenschaf-

ten wie z.B. Medizin, Gesundheitswissenschaften, Soziologie, Psy-

chologie und Biologie inkl. einer Pädagogischen Basisqualifikation,     

mailto:bund@bpa.de
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• Einsetzbarkeit von Pflegefachkräften als Praxisanleitung auch ohne 

300-Stunden-Weiterbildung in der Pflegeassistenzausbildung, 

• Grundsätzlich alternativer Zugang zur Pflegefachassistenzausbildung 

bei positiver Prognose der Pflegeschule, 

• Verkürzte Ausbildung bei Berufserfahrung in der Pflege als Regelfall 

und Erwerb des Pflegefachassistenzabschlusses auch bei absolvier-

ter Fachkraft-Ausbildung nach Pflegeberufegesetz und dort endgültig 

nicht bestandener Abschlussprüfung, 

• Externen- / Nichtschüler- bzw. Schulfremdenprüfung für Personen 

mit einer Berufserfahrung von mindestens 36 Monaten dauernder prakti-

scher Tätigkeit in der Pflege in Vollzeit oder einer in insgesamt dem glei-

chen zeitlichen Um-fang praktischen Teilzeit-Tätigkeit,  

• Durchführung des Vorbereitungskurses an zugelassenen Fort- und 

Weiterbildungsinstituten aufgrund Aufgabenübertragung durch eine 

staatliche oder staatlich anerkannte Pflegeschule  

• Reduzierung der praktischen Einsätze auf 2 von 3 Sektoren, ambu-

lant und stationär, ohne nochmalige Trennung zwischen akutstationäre 

und stationäre Langzeitpflege, 

• Verpflichtung der Krankenhäuser zu Kooperationsverträgen mit 

Pflegeeinrichtungen für die Umsetzung der praktischen Ausbildungsteile, 

• Konzentration auf wesentliche Ausbildungsinhalte der Pflegefachas-

sistenz einschließlich medizinischer Behandlungspflege,  

• Möglichkeit zum Fernunterricht / online-Unterricht außerhalb von Mo-

dellprojekten, 

• Kompetenzvermutung für internationale Pflegefachassistenzkräfte 

bei Nachweis von mindestens 12-monatiger Ausbildung und B2-

Deutschkenntnissen, 

• Rahmenausbildungsplan und Rahmenlehrplan nur mit Beteiligung der 

maßgeblichen Verbände der praktischen Ausbildungsträger sowie 

• Verbesserte SGB III-Förderung zur Qualifizierung von bisher ungelern-

ten Hilfskräften zu Pflegefachassistenzkräften. 

Darüber hinaus sollte mit dem vorliegenden Gesetz auch die Kompetenz-

vermutung für Pflegefachkräfte eingeführt werden. Damit würden interna-

tionale Pflegefachkräfte, die ein dreijähriges Pflegestudium oder eine drei-

jährige Pflegeausbildung sowie Deutschkenntnisse auf B2-Niveau nachwei-

sen, automatisch als Pflegefachkräfte anerkannt werden. Damit könnten auf 

einen Schlag 11.000 neue Pflegefachkräfte gewonnen und entsprechend die 

Versorgung von Pflegebedürftigen kurzfristig verbessert werden. Der bpa ap-

pelliert nachdrücklich an die Bundesregierung und die Bundesländer, diese 

Chance jetzt zu ergreifen. Die Mitarbeitenden in den Pflegeeinrichtungen 

und vor allem die vielen Pflegebedürftigen und An- und Zugehörigen, 

die keinen Pflegeplatz im Pflegeheim oder Pflegedienst für zu Hause 

finden, werden es Ihnen danken! 

mailto:bund@bpa.de
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Zur weiteren Erläuterung: 

Mit der Neuordnung des Assistenzbereiches müssen aus Sicht des bpa die 

folgenden zwei Ziele erreicht werden:  

• der Absicherung der Versorgung der Pflegebedürftigen sowie  

• der Entlastung der Pflegenden!    

 

Während sich der bpa aufgrund dieser Erfordernisse konsequent für eine 12-

monatige, qualifizierte wie praxisorientierte Ausbildung einschließlich 

weitergehender Kompetenzen der medizinischen Behandlungspflege 

ausspricht, sind diese beiden wesentlichen Ziele jedoch nicht in der notwen-

digen Form im vorliegenden Referentenentwurf abgebildet. Die Schärfung 

des Bewusstseins für eine bedarfs- wie ressourcenorientierte Ausgestal-

tung der Ausbildung scheint nach wie vor nicht umfänglich in die Überlegun-

gen über eine bundeseinheitliche Pflegefachassistenzausbildung Einzug ge-

halten zu haben. Dabei sprechen die Zahlen eine klare Sprache: Ende 2023 

gab es mehr als 5,6 Millionen Pflegebedürftige in Deutschland. Die 6-Millio-

nen-Marke dürfte spätestens 2025 erreicht werden – viele Jahre früher, als 

es sämtliche Prognosen vorsahen.1 

Das Statistische Bundesamt publizierte zudem im Januar 2024 im Rahmen 

seiner Pflegekräftevorausberechnung, das bis 2029 rund 260.000 (Sta-

tus-Quo-Variante) Pflegekräfte bundesweit fehlen werden.2 

Darüber hinaus werden durch die Einführung der Personalbemessung in 

den Pflegeheimen 120.000 weitere Kräfte, überwiegend qualifiziertes As-

sistenzpersonal, benötigt. Insgesamt werden demnach bis zum Jahr 2030 

bis zu 380.000 Pflegefach- und Pflegehilfskräfte fehlen und dies in Zeiten 

zunehmender Personalknappheit und der demografischen Herausforderun-

gen vor allem in den nächsten 15 Jahren, in denen unter sonst gleichen Be-

dingungen das Potential der Erwerbsfähigen in Deutschland um 7 Millio-

nen Menschen sinkt. 

Zu den Folgen zunehmender Renteneintritte der sogenannten Babyboomer-

Generation für den Pflegebereich liefert der DAK-Pflegereport 2024 ent-

sprechende Erkenntnisse. Er beziffert zum einen den Ersatzbedarf in den 

kommenden zehn Jahren mit ca. 20 Prozent, was bei 1,25 Mio. Beschäf-

tigten in der Pflege3 einen Nachbesetzungsbedarf von ca. 250.000 Be-

schäftigten bedeutet, zum anderen werden ab Ende der 2020er Jahre in 

den ersten Bundesländern wie z.B. Bayern, Bremen und Sachsen-Anhalt die 

ersten Kipppunkte erwartet, was bedeutet, dass Austritte aus dem 

 
1 [1] Geschäftsstatistik der Pflegekassen (SPV) per 31.12.2023 und der privaten Pflege-Pflichtversicherung (PPV) zum 
31.12.2022 inkl. Steigerung anlog SPV 
2 https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2024/01/PD24_033_23_12.html 
3 https://www.bundesgesundheitsministerium.de/themen/pflege/pflegekraefte/beschaeftigte 
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Pflegeberuf nicht mehr durch Absolventen:innen von Pflegefachschu-

len ersetzt werden können.  

Zudem können bereits heute personalmangelbedingt die (räumlich) zur Ver-

fügung stehenden vollstationären Kapazitäten (ca. 800.000 Pflegeplätze) 

nicht mehr vollständig genutzt werden und ca. 80 Prozent der ambulan-

ten Leistungserbringer müssen aufgrund des Personalmangels Anfragen 

ablehnen. Deutschlandweit werden vollstationäre, ambulante und teilstatio-

näre Angebote in der Langzeitpflege eingestellt, ein Phänomen, das es in 

Deutschland in den vergangenen Jahrzehnten zu keinem Zeitpunkt gegeben 

hat.  

Die Gewinnung einer ausreichenden Zahl von Pflegekräften wird mehr und 

mehr zu der zentralen versorgungspolitischen Herausforderung, die nur 

mit entschiedenen und vor allem wirksamen politischen Maßnahmen bewäl-

tigt werden kann. Dabei spielt die Stärkung der Pflegeausbildung und ihrer 

Akteure eine besondere Rolle, aus den Erkenntnissen der 3-jährigen Pflege-

fachausbildung müssen die richtigen Konsequenzen und Impulse für die 

Ausgestaltung einer generalistischen Pflegefachassistenzausbildung gezo-

gen werden, insbesondere da Hilfskraftpersonal mit landesrechtlich ge-

regelter Helfer- oder Assistenzausbildung in der Pflege mit einer Ausbil-

dungsdauer von mindestens einem Jahr in keinem Bundesland in ausrei-

chender Zahl zur Verfügung steht. Der Blick auf die vollzeitäquivalent Täti-

gen in den vollstationären Pflegeeinrichtungen zeigt, dass lediglich 12 Pro-

zent der Beschäftigten einen Abschluss haben, der regelhaft in den QN3-

Bereich fällt. Es ist gleichwohl nicht davon auszugehen, dass all diese Be-

schäftigen einer dementsprechenden Tätigkeit nachgehen. Der Bedarf für 

QN-3-Kräfte liegt bei Umsetzung der Personalwerte nach § 113c Abs. 1 SGB 

XI auf die Muster-Pflegegrad-Verteilung aber bei fast 24 Prozent. 

Das bedeutet konkret, dass die neue Assistenzausbildung nicht zu einer wei-

teren Verknappung bereits jetzt nicht ausreichend vorhandener Struk-

turen in den Pflegeeinrichtungen beitragen darf und die Entlastung der 

Pflegefachpersonen und vor allem Absicherung der pflegerischen Ver-

sorgung die Leitmotive für die Ausgestaltung einer zukünftigen bundesein-

heitlichen Assistenzausbildung sein müssen.  

Zusammengefasst: Wir brauchen eine Pflegefachassistenzausbildung die 

viele Personen, insbesondere aus bisher nicht gehobenen Potentialen, 

anspricht, für die Ausbildung begeistert und sie im Sinne der Entlastung der 

Pflegefachkräfte und der Versorgung der zunehmenden Anzahl der Pflege-

bedürftigen schnell mit den notwendigen Kompetenzen – unter Berück-

sichtigung der knappen und perspektivisch noch knapperen Ressour-

cen – ausstattet.  

Deshalb spricht sich der bpa nach wie vor für eine einjährige Assistenz-

ausbildung unter Einbeziehung möglichst vieler Kompetenzen in der 

mailto:bund@bpa.de
http://www.bpa.de/


 

 

 
bpa – Bundesverband privater Anbieter sozialer Dienste e.V. 

Bundesgeschäftsstelle, Friedrichstr. 148, 10117 Berlin 
Tel. 030 – 30 87 88 60, Fax 030 – 30 87 88 89 

bund@bpa.de  – www.bpa.de   
Seite 8 von 47 

 

medizinischen Behandlungspflege aus, die sich für die Umsetzung der 

oben genannten Ziele gut eignet. Dass dies möglich ist, belegen Beispiele 

aus Baden-Württemberg, Bayern, Brandenburg, Bremen, Hessen, Nord-

rhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein und 

Thüringen. Neben der Dauer der Ausbildung müssen Aspekte wie 

• der Zugang zur Ausbildung,  

• die schnellstmögliche Verfügbarkeit,  

• Einsetzbarkeit und    

• Kapazitätssicherung  

 

bei der Ausgestaltung der Ausbildung in besonderem Maße in den Blick ge-

nommen werden und so ausgerichtet sein, dass sie zur Erreichung der oben 

genannten Ziele wirksam beitragen. Insbesondere bei einer 18-monatigen 

Ausbildung spielt die Einbeziehung und Berücksichtigung dieser Aspekte 

eine bedeutende Rolle. Konkret bedeutet das aus unserer Sicht: 

 

• Zugang zur Ausbildung      
Im Sinne der Hebung weiterer Zielgruppen muss dauerhaft ein alternativer 

Zugang zur Ausbildung auch für Menschen ohne Schulabschluss oder für 

diejenigen, die ihren Schulabschluss nicht nachweisen können, durch Prog-

noseentscheidung einer Pflegeschule umgesetzt werden. Die Landesge-

setze sehen schon heute in Teilen (u.a. Bremen, Hamburg, Hessen, Meck-

lenburg-Vorpommern, Nordrhein-Westfalen, Sachsen-Anhalt, Thüringen) – 

unabhängig von der Ausbildungsdauer – einen alternativen Zugang vor, über 

den erfahrungsgemäß viele Personen einen niederschwelligen Zugang in 

den Pflegeberuf bekommen und damit eine langfristige berufliche Laufbahn 

mit vielen Weiterbildungs- und Aufstiegsmöglichkeiten geboten bekommen. 

Mit der Erweiterung der Voraussetzungen für den Zugang zur Ausbildung um 

eine abgeschlossene Berufsausbildung wird ein zusätzlicher Weg erschlos-

sen, der sehr positiv zu bewerten ist.    

 

• schnellstmögliche Verfügbarkeit      

Verfügbarkeit impliziert die Ausschöpfung aller Potentiale im Hinblick auf 

Zielgruppen wie auch die Ausbildungsdauer. Eine schlanke und schnelle 

Ausbildung, mit der Konzentration auf die wesentlichen Kompetenzen, 

sichert die Verfügbarkeit am besten ab. 

Daher wird die beschriebene Regelung einer sog. Externenprüfung  für Per-
sonen mit einer Berufserfahrung von mindestens 36 Monaten dauernder 
praktischer Tätigkeit in der Pflege in Vollzeit oder einer in insgesamt dem 
gleichen zeitlichen Umfang praktischen Teilzeit-Tätigkeit  sehr begrüßt. Ähn-
liche Regelungen sind schon heute in der Mehrzahl der landesrechtlichen 
Regelungen der Pflegefachassistenz-/Pflegehelferausbildung enthalten 
(z.B. Baden-Württemberg, Berlin, Brandenburg, Bremen, Hamburg, Meck-
lenburg-Vorpommern, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-
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Pfalz, Saarland, Sachsen, Sachsen-Anhalt Schleswig-Holstein und Thürin-
gen), um Personen mit Vorausbildung bzw. Vorerfahrung niederschwellige 
Aufstiegs- und Qualifizierungsmöglichkeiten zu bieten.  
 

• Einsetzbarkeit        

18 von 27 derzeit landesrechtlich geregelten Pflegeassistenz-/ Pflegehil-

feausbildungen haben eine Ausbildungsdauer von einem Jahr und können 

seit vielen Jahren auf eine erfolgreiche Pflegefachassistenz-/-hilfeausbildung 

ohne qualitative Abstriche verweisen. Dazu gehören u.a. bevölkerungsreiche 

Bundesländer wie Nordrhein-Westfalen, Bayern, Baden-Württemberg, Hes-

sen und Rheinland-Pfalz. Baden-Württemberg hat im August 2024 eine neue 

generalistische Pflegehilfeausbildung mit 1-jähriger Dauer geschaffen. All 

dies geschieht im Kontext der Entlastung der Pflegefachpersonen wie 

auch der Absicherung der Versorgungsstrukturen, insbesondere im am-

bulanten Setting, so dass eine künftige Assistenz-Ausbildung von einem be-

handlungspflegerischen Anteil geprägt sein muss, der die seit vielen Jah-

ren in den Bundesländern praktizierte Versorgungsrealität anerkennt und 

widerspiegelt.  

Der bpa fordert daher die uneingeschränkte Aufnahme und Berücksich-
tigung der erforderlichen behandlungspflegerischen Ausbildungsinn-
halte ein. Dabei sind die erfolgreich etablierten Ausbildungen wie die der ge-
neralistischen Pflegefachassistenz in Nordrhein-Westfalen als auch die wei-
teren bisher landesrechtlich vorhandenen einjährigen Altenpflege- wie Kran-
kenpflegehilfeausbildungen mit einzubeziehen. Jede andere Ausgestaltung 
verkennt die Versorgungsrealität und künftigen Bedarfe.  
 

• Kapazitätssicherung                        

Im vorliegenden Referentenentwurf finden die bereits in der dreijährigen ge-

neralistischen Ausbildung offensichtlichen Herausforderungen der Praxisan-

leitung mit limitierenden Faktoren auf Seiten der praktischen Ausbildungs-

träger sowie der bestehende und eklatant zunehmende Lehrkräftemangel in 

Pflegeschulen im Hinblick auf die Kapazitäten keine Berücksichtigung. Die 

beschriebenen Regelungen erwecken im Gegenteil den Eindruck, als ob es 

in Bezug auf PflegepädagogenInnen wie Praxisanleitungen keine beson-

deren Herausforderungen gäbe und Anforderungen losgelöst von den realen 

Problemlagen und Friktionen gestellt werden.  

Pflegeschulen  

Pflegekräfte fehlen auch, weil PflegepädagogenInnen fehlen. Weder der 

aktuelle noch der künftige Bedarf ist sichergestellt. Ob das BIBB-Pflegepa-

nel, die Landesberichtserstattung zu den Gesundheitsfachberufen Nord-

rhein-Westfalen, der Hessische Pflegemonitor, das Monitoring Pflegeperso-

nal in Baden-Württemberg oder der Bundesverband Lehrende Gesundheits- 

und Sozialberufe (BLGS); alle kommen zu einem Ergebnis: Der Lehrkräfte-

mangel besteht und wird sich weiter verschärfen. Pflegeschulen ist es 
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dadurch nicht mehr möglich, ihre Ausbildungskapazitäten bedarfsgerecht zu 

erhöhen, sie müssen teilweise sogar Ausbildungsplätze abbauen und Aus-

bildungsinteressierte abweisen. Auch in den anderen Bundesländern zeich-

net sich kein anderes Bild ab, hier fehlt es jedoch an einer systematischen 

Erfassung des Bestands wie absehbaren Bedarfs an Pflegepädagogen 

inkl. zukünftiger Kapazitätssteigerungen.  

Die Anforderungen an Lehrkräfte wie auch das Lehrer-Schüler-Verhält-

nis und die Ausbildungsdauer haben daher einen entscheidenden Ein-

fluss auf die Ausbildungskapazitäten. Sowohl eine 18-monatige Ausbil-

dungsdauer als auch ein Lehrer-Schüler-Verhältnis von 1:20 bedeutet ein 

Mehr an benötigten Lehrkräften. In den zehn Bundesländern, in denen die 

Ausbildungsdauer auf ein Jahr angelegt ist, hierzu gehören u.a. die bevölke-

rungsreichsten wie Nordrhein-Westfalen, Bayern, Baden-Württemberg, 

Rheinland-Pfalz und Hessen, würde dies einen weiteren notwendigen Auf-

wuchs an – bereits jetzt nicht ausreichend vorhandenen – Lehrkräften be-

deuten.   

Wenn zusätzlich noch die Anforderungen, auch für die Pflegefachassistenz-

ausbildung, an die Abschlüsse der Lehrkräfte auf Master- oder vergleichba-

res Niveau heraufgesetzt werden sowie ein Lehrer-Schüler-Verhältnis von 

1:20 gefordert wird, ist dies schlichtweg nicht umsetzbar.  

Daher plädiert der bpa im Sinne der Ressourcenorientierung dafür, dass ein 

pflegepädagogischer Abschluss auf Bachelor-Niveau, der Einbezug 

weiterer pflegerelevanter Studienabschlüsse wie z.B. Pflegemanage-

ment und weiterer Bezugswissenschaften wie z.B. Medizin, Gesundheits-

wissenschaft, Soziologie, Psychologie, Biologie vollwertige Berücksichtigung 

und Anerkennung finden. Ergänzend dazu spricht sich der bpa für ein dau-

erhaftes Lehrer-Schüler-Verhältnis von 1:25 aus, welches typischen 

Schulklassengrößen an Gymnasien und Realschulen4 entspricht. Die Not-

wendigkeiten und gleichermaßen Steuerungsmöglichkeiten, der vom bpa 

geforderten Maßnahmen im Hinblick auf Ausbildungsdauer, Lehrer-Schüler-

Verhältnis wie Lehrenden-Qualifikation, sind aus dem folgenden Beispiel gut 

ersichtlich. 

 
4 https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Bildung-Forschung-Kultur/Bildungsindikatoren/schueler-klasse.html 
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Träger der praktischen Ausbildung  

Praxisanleitungen sind in der generalistischen Ausbildung zum:zur Pflege-

fachmann:frau zu einem limitierenden Faktor geworden. Sie fehlen in die-

sem Bereich bereits in ausreichender Anzahl und sind ein (weiterer) Grund, 

warum sich die Ausbildungszahlen der Pflegefachpersonen nicht in die Nähe 

der sich vom Gesetzgeber als Ziel gesetzten Werte entwickelt haben. Grund 

hierfür ist der drastisch zugenommene Personalmangel, der viele Einrich-

tungen kaum noch in die Lage versetzt, Praxisanleitungen für die Weiterbil-

dung freizustellen, so dass Ausbildungsplätze nicht besetzt werden können. 

Die Tendenz ist alarmierend, da es eher zu einem Rückbau als zu einem 

Aufbau neuer notwendiger Ausbildungskapazitäten kommt. 

Die vorhandenen Kapazitäten müssen zum Aufwuchs der Pflegefachperso-

nen verwendet werden. Der bpa steht daher für die Position ein, dass die 

Praxisanleitung für Pflegefachassistenten durch jede examinierte Pfle-

gefachperson (Pflegefachmann:frau, Altenpfleger:in, Gesundheits- und 

Krankenpfleger:in) erfolgen darf. Eine 300 Stunden-Weiterbildung darf 

nicht Grundvoraussetzung für die Anleitung in der Ausbildung von Pflege-

fachassistenten sein.  

Auch hier gilt das Bewusstsein zu schaffen, dass – unabhängig der Qualifi-

kation – grundsätzlich bis dato nicht vorhandene Kapazitäten geschaffen 

werden müssen, die in der direkten Versorgung zu ersetzen sind. Dabei darf 

sich das Dilemma, mit dem sich Pflegeeinrichtungen schon heute im Rah-

men der 3-jährigen generalistischen Ausbildung konfrontiert sehen – Absi-

cherung der Versorgung der Pflegebedürftigen oder Freistellung einer 

Pflegefachperson für die Qualifizierung zur Praxisanleitung und damit 

Abbau der Versorgungskapazitäten – nicht weiter verschärfen. Daher ist 
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die Ressource Praxisanleitungen im Hinblick auf Qualifikation wie Ausbil-

dungsdauer mit Umsicht zu gestalten. 

So sind bei einer Ausbildungsdauer von 12 Monaten und einer von 18 Mo-

naten erhebliche Unterschiede in den zur Verfügung zu stellenden Praxisan-

leiterstunden auszumachen.  

  

Durch die Ausbildungsdauer und den Einsatz von Pflegefachpersonen in 

den Anleitungssituationen kann ein erheblicher Beitrag im Sinne der Entlas-

tung der bereits jetzt nicht in ausreichender Anzahl vorhandenen Ressourcen 

geleistet werden. Wobei an dieser Stelle nochmals darauf zu verweisen ist, dass 

die anleitenden Pflegefachpersonen in der Versorgung selbst nicht mehr wie zu-

vor zur Verfügung stehen. Das Dilemma Versorgungssicherheit versus Aus-

bildung wird an dieser Stelle deutlich sichtbar.  

Zu den weiteren Inhalten des Referentenentwurfs nehmen wir im Nachfol-

genden Stellung. 

 

 

 

 

 

 

 

 

Beispiel Praxisanleitung:

Beispiel 12 Monate 95 Anleitungs-Std. (10 Prozent von 950 praktischen Stunden)

15.000 Auszubildende

1.425.000 Gesamt-Praxisanleitungsstunden 

1.620 Std. Netto-AZ p.a.*

879,63 VZÄ Praxisanleitung 

Beispiel 18 Monate 120 Anleitungs-Std. (10 Prozent von 1.200 Stunden)(10 Prozent von 1.200 Stunden)

15.000 Auszubildende (lt. Referentenentwurf)

1.800.000 Gesamt-Praxisanleitungsstunden 

1.620 Std. Netto-AZ p.a.*

1.111,11 VZÄ Praxisanleitung 

*Brutto-AZ abzgl. 30 Tage Urlaub und Krankheit gem. Barmer Pflegereport 2021

375.000,00 Stunden 

231,48 VZÄ
Differenz
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2.1.1. Zu den einführenden Abschnitten A – F des Entwurfs 

 

2.1.1.1. Zur Überschrift des Entwurfs 

 

a) Beabsichtigte Regelung: 

Die Überschrift des Entwurfs lautet: „Pflegefachassistenzausbildung 

(Pflegefachassistenzeinführungsgesetz – PflFAssG)“ 

Damit einhergehen soll eine Ausbildungsdauer von 18 Monaten 

 

b) Stellungnahme: 

Der bpa spricht sich grundsätzlich für eine zwölfmonatige “Pflegefachas-

sistenzausbildung” aus (zur Begründung wird auf die Zusammenfassung 

(Ziffer 2.1. Seite 4) verwiesen). Sollte es bei einer achtzehnmonatigen 

Auabildung bleiben, ist es umso wichtiger, die Vorschläge des bpa zu 

berücksichtigen, um die erforderlichen Kapazitäten zu gewinnen.  

 

2.1.1.2. Zu Abschnitt B (Lösung) 

Aufgabenwahrnehmung durch Pflegefachassistenzpersonen (S. 2 unten 
bzw. S. 3 oben im Entwurf) 
 

a) Beabsichtigte Regelung: 

Es wird ausgeführt, dass die Pflegefachassistenten in allen Versorgungs-
bereichen vermehrt Aufgaben wahrnehmen könnten, die derzeit noch 
von Pflegefachpersonen durchgeführt werden, insbesondere betreffe 
dies den Bereich der medizinischen Behandlungspflege. Durch einen 
Einsatz von Pflegefachassistenzpersonen ließen sich dann deutliche 
Entlastungen der Pflegefachpersonen und auch Einsparungen erzielen.  
 

b) Stellungnahme: 

Diese Formulierung ignoriert die Versorgungsrealität in der Langzeit-

pflege und suggeriert die Vorteile einer 18-monatigen Pflegefachassis-

tenzausbildung, um eine Verlängerung gegenüber der derzeitigen über-

wiegenden Ausbildungsdauer von 12 Monaten zu rechtfertigen. In allen 

Bundesländern und damit auch in den 10 Bundesländern mit 12-monati-

ger Ausbildungsdauer dürfen Pflegefachassistenz-/-hilfskräfte Leistun-

gen der medizinischen Behandlungspflege durchführen und sorgen da-

mit für eine maßgebliche Aufrechterhaltung der Versorgungslandschaft 

sowie einer Entlastung der Pflegefachpersonen. 

 

mailto:bund@bpa.de
http://www.bpa.de/


 

 

 
bpa – Bundesverband privater Anbieter sozialer Dienste e.V. 

Bundesgeschäftsstelle, Friedrichstr. 148, 10117 Berlin 
Tel. 030 – 30 87 88 60, Fax 030 – 30 87 88 89 

bund@bpa.de  – www.bpa.de   
Seite 14 von 47 

 

Bundesland BW BE BB HH HE NI 

Dauer der Ausbil-
dung  

1 Jahr 1,5 Jahre 1 Jahr 2 Jahre 1 Jahr 2 Jahre 

Anzahl durchführ-
barer Behand-
lungspflegen 

27 18 16 29 28 24 

Bundesland NW RP SL SN ST SH 

Dauer der Ausbil-
dung  

1 Jahr  1 Jahr 2 Jahre 2 Jahre 1 Jahr 
1 bzw. 2 
Jahre   

Anzahl durchführ-
barer Behand-
lungspflegen 

30 21 15 15 14 14 

 

In Bayern (Dauer der Ausbildung 1 Jahr), Bremen (neue generalistische 

Ausbildung 1 Jahr), Mecklenburg-Vorpommern (1,5 Jahre) und Thürin-

gen (1 Jahr) können die Leistungserbringer weitere geeignete Kräfte ein-

setzen. Der Pflegedienst entscheidet somit, welche Hilfskraft für die Er-

bringung welcher konkreten behandlungspflegerischen Tätigkeit geeig-

net ist. Als Nachweise dienen Fortbildungen, Einarbeitung und einschlä-

gige Berufserfahrung. 

Diese reichen von der BZ-Messung über subkutane Injektionen bis hin 
zu der Medikamentengabe, dem Richten von Medikamenten und der 
Versorgung einer akuten Wunde und dürfen dementsprechend gem. 
Vergütungsvereinbarung mit den Kostenträgern abgerechnet werden.  
Zu den angeführten Einspar- wie Entlastungseffekten durch eine 18-mo-
natige Ausbildung wird es daher de facto schlichtweg nicht kommen. In 
jedem Fall muss im Pflegefachassistenzgesetz eine abschließende Auf-
zählung von übernahmefähigen Tätigkeiten der medizinischen Behand-
lungspflege vermieden werden, da diese leistungsrechtlichen Regelun-
gen der Ausgestaltung der Vertragspartner auf Landesebene vorbehal-
ten sind. 
 

c) Formulierungsvorschlag: 

Der Text im 2. Absatz auf Seite 3 (erster Absatz) wird wie folgt umformu-

liert: 

“Pflegefachassistenzpersonen sollen zukünftig auf Grundlage einer 

achtzehnzwölf Monate dauernden Ausbildung bundesweit in allen Ver-

sorgungsbereichen vermehrt Aufgaben durchführen können, die heute 

noch teilweise von Pflegefachpersonen durchgeführt werden. Das be-

trifft insbesondere den Bereich der medizinischen Behandlungs-

pflege. Damit werden Pflegefachpersonen deutlich entlastet; das 
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Personal wird insgesamt effizienter eingesetzt und Wegezeiten ge-

spart. Damit erfahren Pflegefachpersonen auch über eine bundes-

einheitliche Regelung weiterhin Entlastung, insbesondere im Be-

reich der medizinischen Behandlungspflege; das Personal kann 

auch künftig effizient eingesetzt und unnötige Wegezeiten vermie-

den werden 

 

2.1.1.3. Zu Abschnitt D (Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand) 

 

a) Beabsichtigte Regelung: 

Auf Seite 5 des Entwurfs (fünfter Absatz) wird darauf hingewiesen, dass 

durch die stärkere Berücksichtigung von Pflegeassistenzkräften in der 

Pflege und insbesondere durch die verstärkten Übernahmemöglichkei-

ten von medizinischer Behandlungspflege gerade in der häuslichen 

Krankenpflege bei gleicher Personenzahl bereits nach wenigen Jahren 

erhebliche Kosteneinsparungen eintreten würden. 

 

b) Stellungnahme: 

Diese Passage verkennt die Ausbildungsvorschriften der Bundesländer 

in den Pflegehilfeberufen und die vertraglichen Vereinbarungen auf Lan-

desebene über die Leistungserbringung in der häuslichen Kranken-

pflege. Einsparpotenziale und entlastende Vorteile einer Pflegefachas-

sistenzausbildung mit 18 Monaten gibt es nicht. Es ist vielmehr so, dass 

in der weit überwiegenden Anzahl der Bundesländer - hierzu gehören 

u.a. die bevölkerungsreichsten Bundesländer wie z.B. Nordrhein-West-

falen, Bayern, Baden-Württemberg, Hessen und Rheinland-Pfalz - im 

Kontext von Versorgungsabsicherung und Entlastung der Pflegefachper-

sonen auf einjährig ausgebildete Pflegehilfskräfte und Pflegefachassis-

tenzpersonen gesetzt wird und diese bereits zahlreiche Tätigkeiten der 

häuslichen Krankenpflege ausführen dürfen und diese Leistungen auch 

abgerechnet werden können.  

 

Die Leistungen gehen dabei deutlich über die im Begründungsteil ge-

nannten Beispiele hinaus. Im Sinne der Aufrechterhaltung der Versor-

gung sind daher folgende behandlungspflegerische Maßnahmen - er-

gänzend zu den im Begründungsteil aufgeführten Beispielen - als Min-

destinhalte im Rahmen einer bundeseinheitlichen Pflegefachassistenz-

ausbildung zu berücksichtigen: Inhalation, Auflegen von Kälteträgern, 

Augentropen, dermatologische Bäder, interstitielle Glukosemessung, 

medizinische Einreibungen, Positionswechsel bei Dekubitusbehandlung, 

Klistier / Klysma, Flüssigkeitsbilanzierung, Abnehmen einer s.c. Infusion, 

Insulininjektionen, Richten von Injektionen, Versorgung bei PEG, Versor-

gung eines suprapubischen Katheters, Ablegen von stützenden oder 
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stabilisierenden Verbänden, An- und Ablegen von ärztlich verordneten 

Bandagen und Orthesen, Stoma-Versorgung, Richten von ärztlich ver-

ordneten Medikamenten (im und ohne) Wochendispenser bis hin zur 

Wundversorgung einer akuten Wunde. Im neuen Gesetz sollte dazu aber 

keine abschließende Aufzählung enthalten sein, sondern dies weiterhin 

den Vertragspartnern auf Landesebene überlassen bleiben.  

 

Ferner ist zu beachten, dass die vorgesehene Praxisbegleitung von min-

destens 10 Prozent der praktischen Ausbildungszeit bei einer 18-mona-

tigen Ausbildungsdauer für die Träger in vielen Bundesländern faktisch 

eine Erhöhung der Ausgaben für die Praxisanleitungen um 1/3 gegen-

über der 12-monatigen Ausbildungsdauer bedeuten würde. 

 

Die Aussage im Entwurf zu den möglichen Kosteneinsparungen könnte 

also allenfalls auf die wenigen (und kleineren) Bundesländer zutreffen, in 

denen aktuell eine Ausbildungsdauer von mehr als 18 Monaten geregelt 

ist.   

 

Erwähnung finden muss zudem, dass die Kosten der Ausbildungsvergü-

tungen letztlich als Ausbildungszuschläge von den pflegebedürftigen 

Menschen und ihren Angehörigen über die Eigenteile selbst zu tragen 

sind (vgl. Seite 8 Abs. 3 im Entwurf). Zwar hat die ehemalige Bundesre-

gierung sich im Koalitionsvertrag dazu vereinbart, die Menschen von Ei-

genanteilen zu entlasten. Die Begrenzung der finanziellen Belastung 

durch einheitliche Eigenanteile greift jedoch nur für die stationäre Pflege, 

im ambulanten Bereich wird die Mehrbelastung gänzlich durchschlagen. 

Diese Vereinbarung aus dem Koalitionsvertrag wird mit dem vorliegen-

den Entwurf daher leider immer noch nicht eingelöst, was der bpa deut-

lich kritisiert und weiterhin nachdrücklich einfordert. 

 

c) Formulierungsvorschlag: 

Die Textpassage im letzten Absatz auf Seite 4 des Entwurfs sollte ab Satz 

2 „Insgesamt führt die stärkere Berücksichtigung von Pflegefachassis-

tenzkräften in der Pflege und insbesondere die verstärkt mögliche Über-

nahme von Aufgaben der medizinischen Behandlungspflege gerade in 

der häuslichen Krankenpflege bei gleicher Personenzahl bereits nach 

wenigen Jahren zu deutlichen und dauerhaften Kosteneinsparungen, da 

das Vergütungsniveau von Pflegefachassistenzkräften unter dem von 

drei Jahre ausgebildeten Pflegefachkräften liegt.“ aufgrund des irrefüh-

renden Inhaltes gestrichen werden. 
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2.1.1.4. Zu Abschnitt E.1 (Erfüllungsaufwand für die Bürgerinnen und Bür-

ger) 

 

a) Beabsichtige Regelung: 

Im Begründungsteil (Seite 69 4.1. Erfüllungsaufwand für die Bürgerin-

nen und Bürger) wird davon ausgegangen, dass ca. 7.500 neue Ausbil-

dungsverträge pro Ausbildungsjahrgang nach den neuen Regelungen 

geschlossen werden, da für diese Ausbildungsverhältnisse nach den 

landesrechtlichen Vorschriften bisher keine Ausbildungsverträge ge-

schlossen werden mussten und dies nunmehr nach der bundesrechtli-

chen Regelung aber der Fall wäre. 

 

b) Stellungnahme: 

Diese Zahl ist aus Sicht des bpa nur wenig ambitioniert im Vergleich zu 

den bisherigen Zahlen und zielt letzten Endes lediglich auf die bisheri-

gen Ausbildungszahlen von 15.000 Ausbildungsverhältnissen ab, ob-

wohl die Vorausberechnungen verdeutlichen, dass eine deutliche hö-

here Anzahl an Auszubildenden benötigt werden.  

 

 

2.2. Pflegekräftevorausberechnung 2024 

Die Pflegekräftevorausberechnung des Statistischen Bundesamtes5 sowie 

der Bedarf an QN3-Kräften zur Erfüllung der 1. Umsetzungsstufe des Perso-

nalbemessungsinstrumentes (PeBeM) machen die Notwendigkeit einer Dy-

namisierung der Ausbildungszahlen deutlich und lassen diese gut in Zahlen 

veranschaulichen. Bei den Pflegekräftevorausberechnungen wurde sich der 

Status-Quo-Variante bedient, da ihr konstante Erwerbstätigenquoten in der 

Pflege nach Alter und Geschlecht zugrunde liegen und sie im Wesentlichen 

den Einfluss der demografischen Entwicklung auf den Pflegearbeitsmarkt 

darstellt. Sie berücksichtigt dabei u.a. die Effekte der Renteneintritte der Ba-

byboomer-Generation und zeigt den Einfluss der angenommenen Bevölke-

rungsentwicklung auf die künftige Zahl der Pflegekräfte und zeichnet kein 

falsches Bild basierend auf der Berücksichtigung von positiven Trends am 

Pflegearbeitsmarkt aus den 2010er Jahren, die nachweislich längst überholt 

sind. 

 
5 https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2024/01/PD24_033_23_12.html 
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Basierend auf den Werten der Pflegekräftevorausberechnung (Status-Quo-

Variante) für die Jahre 2029, 2034 und 2039 wird deutlich, dass in den kom-

menden 15 Jahren ein Aufwuchs von 62.000 bis 105.000 Pflegekräften auf 

QN3-Niveau stattfinden muss. Unterstellt wurde hierbei, dass sowohl im voll-

stationären als auch ambulanten Langzeitpflegebereich, der Bedarf für QN3-

Kräfte bei Anwendung der PeBeM-Zielwerte auf die Muster-Pflegegrad-Ver-

teilung bei ca. 24 Prozent liegt. Ein Blick auf die vollzeitäquivalenten Tätigen 

in den vollstationären wie ambulanten Pflegeeinrichtungen zeigt jedoch, 

dass lediglich 12 bzw. 11 Prozent der Beschäftigten einen Abschluss haben, 

der regelhaft in den QN3-Bereich fällt6. 

Noch nicht berücksichtigt in diesen Werten ist der notwendige Aufwuchs an 

QN3-Kräften zur Umsetzung der 1. (!) Zielerreichungsstufe vom PeBeM, die 

einen weiteren Aufschluss über die notwendigen Entwicklungen im QN3-Be-

reich geben. 

 

 

 
6 Quelle: https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Gesundheit/Pflege/Publikationen/Downloads-Pflege/laen-

der-pflegebeduerftige-5224002219005.html 

Aufwuchs auf Basis der Pflegekräfte vorausberechnung

Status Quo-Variante

2029 2034 2039

Bedarf ingsgesamt 1.770.000 1.830.000 1.920.000

Angebot Status Quo 1.510.000 1.480.000 1.480.000

Differenz Staus Quo 260.000 350.000 440.000

QN3-Quote 24,0%

2029 2034 2039

Status Quo 62.400 84.000 105.600

Quelle: https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2024/01/PD24_033_23_12.html

der Bedarf für QN-3-Kräfte liegt bei Anwendung der 

PeBeM-Zielwerte auf die Muster-Pflegegrad-

Verteilung bei ca.24 Prozent
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Zur Darstellung wurden die im Rahmen der Pflegestatistik 2021 veröffentli-

chen Werte zur Anzahl wie Pflegegradstruktur der stationären Pflegebedürf-

tigen verwendet und ins Verhältnis zu den Personalanhaltswerten zur Erfül-

lung der 1. Umsetzungsstufe im Sinne von PeBeM gesetzt. Der ermittelte 

Bedarf i.H.v. 87.194 VZ-Äquivalenten wurde um die lt. Pflegestatistik 2021 

vorhandenen QN3-Kräfte reduziert, so dass dennoch knapp 76.399 fehlende 

QN3-Kräfte auszumachen sind.  

Insgesamt fehlen damit bereits in fünf Jahren um die 139.000 Pflegefachas-

sistenz-/Pflegehilfskräfte auf QN3-Niveau. Bis zum Jahr 2034 erhöht sich der 

Bedarf auf 160.000 bzw. im Jahr 2039 auf 182.000 QN3-Kräfte. 

 

Hierbei handelt es sich lediglich um eine 10-Jahres-Vorschau. Angesichts 

der demografischen Entwicklung muss die nachhaltige Steigerung der Aus-

bildungszahlen auf QN3-Niveau zur Versorgung der weiter steigenden Zah-

len von pflegebedürftigen Menschen, zur Ersetzung der ausscheidenden 

notwendiges und fehlendes  QN 3 Niveau 2029 2034 2039

Aufwuchs auf Basis Pflegevorausberechnung STATUS QUO 62.400 84.000 105.600

PeBeM 76.399 76.399 76.399

Gesamt STATUS QUO 138.799 160.399 181.999

mailto:bund@bpa.de
http://www.bpa.de/


 

 

 
bpa – Bundesverband privater Anbieter sozialer Dienste e.V. 

Bundesgeschäftsstelle, Friedrichstr. 148, 10117 Berlin 
Tel. 030 – 30 87 88 60, Fax 030 – 30 87 88 89 

bund@bpa.de  – www.bpa.de   
Seite 20 von 47 

 

Pflegekräfte und zur Erfüllung der Vorgaben des PeBeM klar definiertes Ziel 

sein.  

Um eine Trendumkehr zu erreichen, ist eine zwölfmonatige Pflegefachassis-

tenzausbildung angezeigt. Sollte es dennoch bei einer achtzehnmonatigen 

Pflegefachassistenzausbildung bleiben, müssen wenigstens alle anderen 

Hebel umgelegt werden, um die größtmöglichen Kapazitäten zu erzeugen. 

Dazu zählen insbesondere beim Zugang zur Ausbildung  die Anrechnung 

gleichwertiger Ausbildungen und Berufserfahrung sowie angepasste Rege-

lungen zu Lehrkräften (Stichwort: Bachelor-Abschluss statt Master und Ein-

bindung von Bezugswissenschaften) und Lehrer-Schüler-Verhältnis von 1:25 

(anstatt 1:20). Unerlässlich ist dabei die Einbeziehung eines behandlungs-

pflegerischen Anteils, der geprägt sein muss von der seit vielen Jahren in 

den Bundesländern praktizierten Versorgungsrealität. Eine verlängerte Aus-

bildungsdauer bedeutet im Umkehrschluss den weiteren Versorgungsabbau 

aufgrund fehlender, jedoch dringend benötigter Pflegekräfte. 

Das Erfordernis einer 12-monatigen Ausbildung liegt bei den Zahlen auf der 

Hand. In der Annahme der im Referentenentwurf dargestellten 15.000 Aus-

zubildenden pro Ausbildungsjahrgang, zeigt sich bei der Betrachtung einer 

1-jährigen bzw. 1,5-jährigen Ausbildung, wie wichtig der Faktor Zeit in der 

Gemengelage ist. Auch bei einer 1-jährigen Ausbildung muss der Fokus da-

rauf gerichtet sein, die Ausbildungszahlen deutlich zu erhöhen, um über-

haupt eine reelle Chance im Kontext von Absicherung der Versorgung und 

Entlastung der Pflegefachpersonen zu haben. Bei im Jahr 2029 139.000 be-

nötigten Pflegeassistenz-/Pflegehilfskräfte auf QN3-Niveau sowie in den 

Jahren 2034 160.000 bzw. im Jahr 2039 182.000 notwendigen Pflegeassis-

tenz-/Pflegehilfskräfte werden je nach Ausbildungslänge 9 bis 18 Jahre zum 

Aufwuchs benötigt! 

 

Alles spricht daher für eine 12-monatige Ausbildung mit einem entsprechend 

ausgeprägten behandlungspflegerischen Anteil.  

 

 

Zeitlicher Aspekt  2029 2034 2039

benötigte Jahre zum Aufwuchs der notwendigen QN3-

Kräfte (bei 1-jähriger Ausbildung)
12,13

STATUS QUO-

VARIANTE
9,25 10,69

13,88 16,04 18,20
benötigte Jahre zum Aufwuchs der notwendigen QN3-

Kräfte (bei 1,5-jähriger Ausbildung)

STATUS QUO-

VARIANTE
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2.3. Zu den Vorschriften im Einzelnen  

 

2.3.1. Artikel 1 § 5 Abs. 1 PflFAssG  

 

a) Beabsichtigte Regelung: 

Die beabsichtigte Regelung sieht eine 18-monatige Ausbildung zum Pfle-

gefachassistenten in Vollzeitform vor.  

b) Stellungnahme: 

Der bpa spricht sich im Sinne einer bedarfs- wie ressourcenorientierten 

Gestaltung weiterhin für eine bundeseinheitliche “Pflegefachassistenz-

ausbildung” angelegt auf 12 Monate in Vollzeitform aus und nutzt die 

Stellungnahme nochmals, um zum einen auf die internationale Vergleich-

barkeit und Anschlussfähigkeit hinzuweisen und zum anderen den per-

sonellen Bedarf an Pflegefachassistenten in Verbindung mit dem zeitli-

chen Aspekt darzustellen.  

 

Mit Blick auf die internationale Vergleichbarkeit und Anschlussfähigkeit 

einer Ausbildungsdauer von 12 Monaten würde Deutschland im Norm-

bereich liegen. Denn international existieren viele Pflegeassistenzausbil-

dungen, welche entweder ebenso 12 Monate oder eine noch kürzere 

Ausbildungsdauer aufweisen, ohne dabei auf die eigenständige Durch-

führung von bestimmten Maßnahmen der medizinischen Behandlungs-

pflege bzw. Beteiligung an diesen Maßnahmen zu verzichten. Wieso eine 

Pflegefachassistenzausbildung nun mit besonders langer Ausbildungs-

dauer eingeführt werden soll, erschließt sich insbesondere vor dem Hin-

tergrund der aufgezeigten Versorgungsengpässe und der personellen Si-

tuation der Schulen nicht. 

 

Des Weiteren liegt aus Sicht des bpa bei einer Ausbildungsdauer von 18 

Monaten auch eine unverhältnismäßige Beschränkung des Berufszu-

gangs nach der Richtlinie (EU) 2018/958 vor, da EU-Pflegeassistenzkräf-

ten auf einem Ausbildungsniveau von QN3 regelmäßig eine direkte An-

erkennung versagt bleiben würde und ihnen umfangreiche Anpassungs-

maßnahmen nach den §§ 25 ff. des Entwurfs auferlegt würden. Auch aus 

diesem Grund hält der bpa eine Ausbildungsdauer von 12 Monaten für 

geboten. 

 

Auch an dieser Stelle ist der zeitliche Aspekt nochmals als ein zentrales 

Erfordernis im Hinblick auf die beiden übergeordneten Ziele der Absiche-

rung der Versorgung der Pflegebedürftigen sowie der Entlastung der 

Pflegenden aufzunehmen. Denn um den Aufwuchs an benötigten Pfle-

geassistenz-/Pflegehilfskräften auf QN3-Niveau umzusetzen, wird eine 

Ausbildung benötigt, die die Auszubildenden unter Berücksichtigung von 
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Zeit wie knappen Ressourcen mit den notwendigen Kompetenzen aus-

stattet. Der in Kapitel 2.2 hergeleitete wie erläuterte notwendige Bedarf 

an QN3-Kräften stellt sich in den kommenden 15 Jahren wie folgt dar: 

 

Unter Berücksichtigung der im Referentenentwurf genannten 15.000 Auszu-

bildenden ergibt sich im Vergleich einer 12- wie 18-monatigen Ausbildung 

folgendes Bild: 

 

Der zeitliche Rahmen, der sich aus der Ausbildungsnotwendigkeit wie Aus-

bildungsdauer ergibt, ist bereits jetzt nicht mehr aufholbar. Betrachtet auf ei-

nen 5-Jahres-Zeitraum, d.h. bis zum Jahr 2029, müssten für eine 
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Bedarfsabdeckung ab sofort jährlich 27.760 Auszubildende auf Basis des 

QN3-Niveaus ausgebildet werden. Dieser Wert ergibt sich aus der bis 2029 

benötigten Anzahl an QN3-Kräften i.H.v. 139.000 dividiert durch den 5-Jah-

res-Zeitraum. Für die zwei weiteren 5-Jahres-Dekaden (2029 – 2034 wie 

2034 – 2039) entwickelt sich in der Theorie der rein rechnerische Bedarf an 

Auszubildenden auf ca. 4.320 Auszubildende pro Ausbildungsjahrgang zu-

rück (Differenz des Bedarfs 2029 zu 2034 sowie 2034 zu 2039 dividiert durch 

5 Jahre). Es ergibt sich jedoch aus den bisherigen Planungen des Referen-

tenentwurfs für die kommenden 15 Jahre – in Anbetracht der genannten 

15.000 Auszubildenden pro Ausbildungsjahrgang – ein Bild, das aufzeigt, 

dass die bereits vorhandene Bedarfslücke bei einer Ausbildungsdauer von 

mehr als einem Jahr noch einmal erheblich wachsen würde. 

 

Anhand dieser Darstellung wird die Bedeutung des zeitlichen Aspektes im 

Hinblick auf die Ausbildungsdauer sichtbar. Nur mit einer 12-monatigen Aus-

bildung existiert (noch) die Chance – bei einer zeitgleichen Dynamisierung 

der Ausbildungszahlen auf QN3-Niveau – die Themen Versorgungsabsiche-

rung und Entlastung der Pflegefachpersonen unter Kontrolle zu halten und 

nicht einen weiteren Abbau der Versorgungskapazitäten zu riskieren. 
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2.3.2. Artikel 1 §§ 5 Abs. 3, 16 Abs. 1 Nr. 3 PflFAssG  

 

a) Beabsichtigte Regelung: 

Die Entwurfsregelungen sehen für die praktische Ausbildung drei Pflicht-

einsätze und zusätzlich als weitergehende Alternative Stunden zur freien 

Verfügung vor. Weiterhin muss von den Trägern der praktischen Ausbil-

dung eine Praxisanleitung im Umfang von mind. 10 Prozent der prakti-

schen Ausbildungszeit gewährleistet werden.  

b) Stellungnahme: 

Die Stunden zur freien Verfügung sind zu streichen. Alles, was zu einer 

künstlichen Verlängerung der Ausbildung beiträgt und damit Ressourcen 

und Kapazitäten bindet, die bis dato nicht vorhanden sind, ist auszu-

schließen.  

Die drei Pflichteinsätze sollten sich auf zwei von drei Sektoren konzent-

rieren und nicht in Akutpflege, stationärer und ambulanter Langzeitpflege 

stattfinden müssen, da sich damit die bereits durch die 3-jährige genera-

listische Ausbildung vorhandene – und bekannte – Kapazitätsproblema-

tik der Wechseleinsätze nochmals verschärfen wird.  Es wird zu einer 

weiteren Verknappung der Ausbildungskapazitäten kommen, schlicht-

weg weil die Ressourcen für die Pflichteinsätze fehlen. Ein Pflichteinsatz 

stationär (ohne nochmalige Trennung Akut- und Langzeitpflege) und am-

bulant sind ausreichend. Medizinische Behandlungspflege, in der bisher 

nach Länderrecht gelebten Ausprägung, muss nicht zwingend im Kran-

kenhaus erlernt werden.  

Der Umfang der Praxisanleitung in Höhe von 10 Prozent der praktischen 

Ausbildungszeit ist insbesondere im ambulanten Bereich so nicht leist-

bar, da dort ohnehin meistens nur einzelne Auszubildende betreut wer-

den können und hierfür keine Praxisanleitungskraft in diesem Umfang 

freigestellt werden kann. Es sollte daher generell eine Begrenzung der 

Praxisanleitung auf einen “angemessenen Umfang” erfolgen. Dies ent-

spricht auch einigen Länderregelungen für Assistenzkräfte wie etwa in 

Hamburg, welche keinen Mindestumfang vorsehen. 

Praxisanleitungen sind bereits in der generalistischen Ausbildung 

zum:zur Pflegefachmann:frau zu einem limitierenden Faktor geworden. 

Sie fehlen schon jetzt in diesem Bereich in ausreichender Anzahl und 

sind ein (weiterer) Grund, warum sich die Ausbildungszahlen der Pflege-

fachpersonen nicht in die Nähe der sich vom Gesetzgeber als Ziel ge-

setzten Werte entwickelt haben. Grund hierfür ist der drastisch zugenom-

mene Personalmangel, der viele Einrichtungen kaum noch in die Lage 

versetzt, Praxisanleitungen für die nach der PflAPrV vorgeschriebene be-

rufspädagogische Zusatzqualifikation und die kontinuierliche 
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berufspädagogische Fortbildung freizustellen, so dass Ausbildungs-

plätze nicht besetzt werden können. Die Tendenz ist alarmierend, da es 

eher zu einem Rückbau als zu einem Aufbau neuer notwendiger Ausbil-

dungskapazitäten kommt. Die vorhandenen Kapazitäten müssen zum 

Aufwuchs der Pflegefachpersonen verwendet werden.  

Aus fachlicher Sicht ist daher dem Beispiel der neuen generalistischen 

Pflegehilfeausbildung Baden-Württemberg zu folgen, die die Durchfüh-

rung der Praxisanleitung für Pflegefachassistenten / Pflegehelfer durch 

jede examinierte Pflegefachperson (Pflegefachmann:frau, Altenpfle-

ger:in, Gesundheits- und Krankenpfleger:in) vorsieht (s.a. Ausbildungs- 

und Prüfungsverordnung generalistische Pflegehilfe – APrVgePflHi Ba-

den-Württemberg).   

Eine 300 Stunden-Weiterbildung darf nicht Grundvoraussetzung für die 

Praxisanleitung von Pflegefachassistenten / Pflegehelfern sein. Der Mo-

tor wird ins Stottern geraten, bevor er überhaupt in Gang gesetzt wurde.   

Zudem bedarf es im Falle eines auf Landesebene gleichzeitig möglichen 

Erwerbs eines allgemeinbildenden Abschlusses (z.B. Hauptschulab-

schluss) einer Klarstellung in der Gesetzesbegründung, dass diesbezüg-

liche Mehrkosten (insbesondere bei der Ausbildungsvergütung) nicht 

vom Träger der praktischen Ausbildung zu tragen sind. 

c) Formulierungsvorschlag: 

§ 5 Abs. 3 Satz 2 und 3 im Entwurf wird wie folgt ergänzt und geändert: 

“Sie gliedert sich in drei zwei Pflichteinsätze und Stunden zur freien 

Verfügung. Die ausbildenden Einrichtungen stellen für die Zeit der prak-

tischen Ausbildung die Praxisanleitung der Auszubildenden im ange-

messenen Umfang von mindestens 10 Prozent der während des je-

weiligen Einsatzes zu leistenden praktischen Ausbildungszeit durch 

eine geeignete Pflegefachperson auf der Grundlage eines Ausbildungs-

plans sicher. Die Einrichtungen informieren die Schulen sowie die Aus-

zubildenden, wer als praxisanleitende Fachkraft für sie verantwortlich ist. 

Die praxisanleitende Fachkraft soll jährlich an berufspädagogischen Fort-

bildungen im Umfang von mindestens 16 Stunden teilnehmen.” 

Die Begründung zu § 5 auf S. 76 des Entwurfs wird wie folgt ergänzt: 

“Eine Ausbildung in Teilzeit können die Länder auch für den Erwerb all-

gemeinbildender Kenntnisse und Fähigkeiten, wie sie z.B. heute in eini-

gen landesrechtlich auf zwei Jahre angelegten Ausbildungsgängen ver-

mittelt werden, neben der Pflegeassistenzausbildung vorsehen. Der all-

gemeinbildende Unterricht ist dabei jedoch nicht Teil der bundesrechtlich 

geregelten Pflegeassistenzausbildung und nimmt deshalb auch nicht an 

der Finanzierung der Pflegeassistenzausbildung teil. Diese 
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Mehrkosten, insbesondere anteilige Kosten der Ausbildungsvergü-

tung, sind auch nicht von den Trägern der praktischen Ausbildung 

zu tragen.” 

 

2.3.3. Artikel 1 § 6 Abs. 2 PflFAssG  

 

a) Beabsichtigte Regelung: 

§ 6 Abs. 2 Satz 1 des Entwurfs sieht vor, dass ein Einsatz, der kein 

Pflichteinsatz ist, auch in anderen geeigneten Einrichtungen durchge-

führt werden kann.   

b) Stellungnahme: 

Die Stunden zur freien Verfügung binden nicht vorhandene Ressourcen 

und Kapazitäten und sind zu streichen (s. Stellungnahme zu § 5 Abs. 3). 

Der Fokus ist auf die relevanten Ausbildungsinhalte in den Pflichteinsät-

zen zu setzen, einer Regelung zu möglichen Einsatzorten für Stunden 

zur freien Verfügung bedarf es daher nicht. 

c) Formulierungsvorschlag: 

Satz 1 des § 6 Absatz 2 ist zu streichen. 

(2) Ein Einsatz, der kein Pflichteinsatz ist, kann auch in anderen, zur 

Vermittlung der Ausbildungsinhalte geeigneten Einrichtungen 

durchgeführt werden. Insgesamt soll der überwiegende Teil der prakti-

schen Ausbildung beim Träger der praktischen Ausbildung stattfinden. . 

Das Nähere regelt die Ausbildungs- und Prüfungsverordnung nach § 47 

Absatz 1. 

 

2.3.4. Artikel 1 § 6 Abs. 4 PflFAssG 

 

a) Beabsichtigte Regelung: 

Gemäß § 6 Abs. 4 sollen die Länder eine Ombudsstelle zur Beilegung 

von Streitigkeiten zwischen Auszubildenden und Trägern der praktischen 

Ausbildung bei der zuständigen Stelle entsprechend § 26 Abs. 4 PflBG 

einrichten können. 

b) Stellungnahme: 

Bezüglich der Ombudsstelle fehlt bisher eine Regelung, wer die Kosten 

der Ombudsstelle trägt. Sofern die Ombudsstelle bei der zuständigen 

Stelle entsprechend § 26 Absatz 4 PflBG angesiedelt ist, sollten auch die 

Kosten dort verortet werden.  
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c) Formulierungsvorschlag: 

Der § 6 Abs. 4 Satz wird um einen Halbsatz ergänzt: 

“Die Ombudsstelle kann bei der zuständigen Stelle entsprechend § 26 

Absatz 4 Pflegeberufegesetz eingesetzt werden; in diesem Fall sind die 

Kosten der Ombudsstelle von der zuständigen Stelle zu tragen.”  

 

2.3.5. Artikel 1 § 7 Abs. 3 PflFAssG  

 

a) Beabsichtigte Regelung: 

Der Träger der praktischen Ausbildung muss im Sinne des Absatz 3 über 

Vereinbarungen mit weiteren an der Ausbildung beteiligten Einrichtungen 

gewährleisten, dass die vorgeschriebenen Einsätze der praktischen Aus-

bildung durchgeführt werden können und die Ausbildung auf Grundlage 

eines Ausbildungsplans zeitlich und sachlich so durchgeführt werden 

kann, dass das Ausbildungsziel in der vorhergesehenen Zeit erreicht 

werden kann.  

b) Stellungnahme: 

Aus den Problemstellungen der 3-jährigen generalistischen Pflegefach-

ausbildung ist eine Lehre zu ziehen. Daher muss das Ungleichgewicht 

bei den notwendigen Kooperationen zur Absicherung der Pflichteinsätze 

in den unterschiedlichen Versorgungsbereichen – ca.  1.250 ausbildende 

Krankenhäuser vs. 16.900 ausbildende Pflegeeinrichtungen7 – durch die 

gesetzliche Einbindung einer Verpflichtung der Krankenhäuser, Koope-

rationen auch mit nicht verbundenen Pflegeeinrichtungen einzugehen, 

sichergestellt werden.     

c) Formulierungsvorschlag: 

Im § 7 Abs. 3 wird nach Satz 1 folgender Satz 2 aufgenommen: 

“Die an der der Ausbildung beteiligten Einrichtungen sind zum Ab-

schluss der Vereinbarungen nach Satz 1 untereinander verpflichtet, 

sofern sie dazu angefragt werden. Dies gilt nicht, wenn wichtige 

Gründe vorliegen, die einem Abschluss der Vereinbarung entgegen-

stehen.” 

 

 

 
7 Destatis (2024): Statistik nach der Pflegeberufe-Ausbildungsfinanzierungsverordnung 2023 
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2.3.6. Artikel 1 § 8 Abs. 1 Nr. 2 PflFAssG  

 

a) Beabsichtigte Regelung: 

Die in § 8 Abs. 1 Nr. 2 des Entwurfs vorgesehenen Anforderungen sehen 
für Pflegeschulen den Nachweis einer angemessenen Anzahl von Lehr-
kräften mit abgeschlossener Hochschulausbildung auf Master- oder ver-
gleichbarem Niveau vor. 
 

b) Stellungnahme: 

Der bpa kann nur vor den Aus- und Wechselwirkungen warnen, die diese 

Anforderungserhöhung für die Personalsituation der Lehrkörper in den 

Pflegeschulen bundesweit hätte. Ein akuter Mangel an Lehrpersonal ist 

bereits jetzt vorhanden. Weder der aktuelle noch künftige Bedarf ist aus-

reichend sichergestellt. Gem. BIBB-Pflegepanel findet jede zweite Pfle-

geschule die Qualifizierung von Lehrkräften problematisch, 60 Prozent 

wünschen sich Hilfe bei der Akquise des Personals. Im bevölkerungs-

reichsten Bundesland NRW fehlen lt. Landesberichterstattung zu den 

Gesundheitsberufen 2023 allein 750 Lehrkräfte, ebenso weisen der Hes-

sische Pflegemonitor 2022 sowie das Baden-Württembergische Monito-

ring Pflegepersonal aus dem Jahr 2022 auf die sich verschärfende Situ-

ation hin. Und auch der Bundesverband Lehrende Gesundheits- und So-

zialberufe (BLGS) beklagt in einem Positionspapier „PflegelehrerInnen 

besser ausbilden und unterstützen“ aus dem Jahr 2022 den erheblichen 

Mangel an qualifiziertem Lehrpersonal und dass es den meisten Pflege-

schulen dadurch nicht möglich ist, ihre Ausbildungskapazitäten bedarfs-

gerecht zu erhöhen, sondern sie teilweise sogar Ausbildungsplätze ab-

bauen und Ausbildungsinteressierte abweisen müssen.8     

Eine parallele Anforderung wie in § 9 Abs. 1 Nr. 2 PflBG in der Pflege-
fachassistenzausbildung würde den Mangel nochmals erheblich ver-
schärfen. Daran ändern auch die Übergangsregelungen in § 52 des Ent-
wurfs nichts, auch wenn diese grundsätzlich vom bpa als sinnvoll begrüßt 
werden. Der bpa spricht sich daher für eine strenge Ressourcenorientie-
rung aus: Nötig, aber auch ausreichend muss ein pflegepädagogischer 
Abschluss auf Bachelor-Niveau sein. Dazu muss es einen Einbezug wei-
terer pflegerelevanter Studienabschlüsse wie z.B. Pflegemanagement 
und weiterer Bezugswissenschaften wie z.B. Medizin, Gesundheitswis-
senschaft, Soziologie, Psychologie, Biologie geben, um die Lehrkräfte-
basis der Pflegeschulen zu sichern. Um den pädagogischen Anforderun-
gen an diese Tätigkeit Rechnung zu tragen, kann z.B. eine Pädagogische 
Basisqualifikation (Bsp. Nordrhein-Westfalen) zweckdienlich sein.    

 
8 https://blgsev.de/wp-content/uploads/2022/10/20220628_BLGS-Positionspapier_Lehrkraeftemangel_Pflege.pdf  
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c) Formulierungsvorschlag: 

Die Nr. 2 in § 8 Abs. 1 sollte wie folgt gefasst werden: 

 

“2. Nachweis einer im Verhältnis zur Zahl der Ausbildungsplätze ange-

messenen Zahl fachlich und pädagogisch qualifizierter Lehrkräfte mit 

entsprechender, insbesondere pflegepädagogischer oder bezugswis-

senschaftlicher, abgeschlossener Hochschulausbildung auf Master 

Bachelor- oder vergleichbarem Niveau für die Durchführung des theo-

retischen Unterrichts sowie mit entsprechender, insbesondere pflege-

pädagogischer oder bezugswissenschaftlicher, abgeschlossener 

Hochschulausbildung für die Durchführung des praktischen Unter-

richts,” 

 

 

2.3.7. Artikel 1 § 8 Abs. 2 Satz 1 PflFAssG  

 

a) Beabsichtigte Regelung: 

Nach § 8 Abs. 2 Satz 1 des Entwurfs soll ein Lehrer-Schüler-Verhältnis 

von 1:20 für die Pflegeschulen vorgeschrieben werden. 

 

b) Stellungnahme: 

Der bpa hält dieses Verhältnis vor dem Hintergrund der verfügbaren Res-

sourcen in den Schulen für nicht umsetzbar. Schon jetzt besteht in den 

Pflegeschulen oft ein akuter Mangel an Lehrkräften. Wenn nun auch 

noch die Anforderungen für die Pflegefachassistenz-Ausbildung – analog 

zu denen der Pflegefachpersonen-Ausbildung – mit Blick auf die Ab-

schlüsse der Lehrkräfte auf Master- oder vergleichbares Niveau herauf-

gesetzt werden, wird ein Verhältnis von 1:20 schlichtweg nicht zu errei-

chen sein. Daher plädiert der bpa für ein Verhältnis von 1:25, welches 

den typischen Schulklassengrößen entspricht. 

 

c) Formulierungsvorschlag: 

Die vorgesehene Regelung im Entwurf wird wie folgt geändert: 

(2) Das Verhältnis nach Absatz 1 Nummer 2 soll für die hauptberuflichen 

Lehrkräfte mindestens einer Vollzeitstelle auf 20 25 Ausbildungsplätze 

entsprechen. Eine geringere Anzahl von hauptberuflichen Lehrkräften ist 

nur vorübergehend zulässig.” 

 

2.3.8. Artikel 1 § 10 Abs. 1 PflFAssG  

a) Beabsichtigte Regelung: 

§ 10 Abs. 1 sieht vor, dass neben einem Hauptschulabschluss oder ei-

nem anderen gleichwertigen Schulabschluss auch eine abgeschlossene 
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Berufsausbildung den Zugang zur Pflegefachassistenzausbildung eröff-

net. 

 

b) Stellungnahme: 

Die Erweiterung der Zugangsmöglichkeiten um eine abgeschlossene 

Berufsausbildung öffnet zumindest für einen kleinen Personenkreis den 

Weg in die Pflegefachassistenzausbildung ohne die Notwendigkeit ei-

ner zusätzlichen positiven und sachlich begründeten Prognose der Pfle-

geschule nach § 10 Abs. 2 und wird insofern begrüßt.  

 

2.3.9. Artikel 1 § 10 Abs. 2 PflFAssG  

 

a) Beabsichtigte Regelung: 

In § 10 Abs. 2 des Entwurfs soll ein von Abs. 1 (Hauptschulabschluss) 

abweichender Zugang für die Ausbildung ermöglicht werden, wenn eine 

positive und sachlich begründete Prognose der Pflegeschule vorliegt. 

 

b) Stellungnahme: 

Der bpa begrüßt die Regelung eines weiteren Zugangs zur Ausbildung in 

der Pflege auf QN3-Niveau sehr. Die Landesgesetze sehen schon heute 

– unabhängig von der Ausbildungsdauer – einen alternativen Zugang vor, 

über den erfahrungsgemäß viele Personen einen niederschwelligen Zu-

gang in den Pflegeberuf bekommen und damit eine langfristige berufliche 

Laufbahn mit vielen Weiterbildungs- und Aufstiegsmöglichkeiten geboten 

bekommen. Darüber hinaus erscheint es sachgerecht, auch die Träger 

der praktischen Ausbildung an der Prognoseentscheidung zu beteiligen, 

da sie wesentliche Teile der Ausbildung erbringen und auch ihre berufs-

praktische Einschätzung wichtig für die Prognoseentscheidung ist. 

 

c) Formulierungsvorschlag: 

Der § 10 Abs. 2 wird wie folgt ergänzt: 

(2) Abweichend von Absatz 1 wird der Zugang zur Ausbildung gewährt, 

wenn eine positive und sachlich begründete Prognose der Pflegeschule 

vorliegt, dass die Ausbildung von der auszubildenden Person erfolgreich 

absolviert und die staatliche Abschlussprüfung bestanden werden kann. 

Sofern eine Stellungnahme des praktischen Ausbildungsträgers 

vorliegt, ist auch diese bei der Prognoseentscheidung zu berück-

sichtigen. 
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2.3.10. Artikel 1 § 11 Abs. 1 Nr. 2 PflFAssG  

 

a) Beabsichtigte Regelung: 

Die Regelung in § 11 Abs. 1 Nr. 2 soll es auf Antrag ermöglichen, die 

Ausbildung um bis zu einem Drittel zu verkürzen, wenn mindestens eine 

18-monatige praktische Vollzeittätigkeit oder in insgesamt dem gleichen 

zeitlichen Umfang eine praktische Teilzeittätigkeit vorliegt.  

 

b) Stellungnahme: 

Es sollte die Verkürzung nach Abs. 1 Nr. 2 der Regelung bei vorliegender 

Berufserfahrung in der Pflege nicht nur auf Antrag im Rahmen des allge-

meinen Ermessens erfolgen können, sondern im Sinne einer Soll-Rege-

lung der Regelfall sein. Darüber hinaus ist die vorgesehene Regelung 

positiv zu bewerten, denn sie ermöglicht einer Vielzahl an derzeit unge-

lernten Pflegehilfskräften den Zugang zu einer verkürzten Pflegefachas-

sistenzausbildung.    

 

c) Formulierungsvorschlag: 

Der § 11 Abs. 1 wird nach Satz 2 mit einen Satz 3 wie folgt ergänzt: 

"In Fällen der Nr. 2 ist regelhaft eine Verkürzung der Dauer der Aus-

bildung um ein Drittel zu ermöglichen, soweit nicht besondere 

Gründe dagegensprechen.” 

 

2.3.11. Artikel 1 § 11 Abs. 2 PflfAssG  

 

a) Beabsichtigte Regelung: 

Im Begründungsteil (Seite 82 / 83) zu § 11 Abs. 2 PflFAssG heißt es: „Die 

auf 320 Stunden Unterricht verkürzte Ausbildung erhält die gesetzliche 

Bezeichnung „Vorbereitungskurs“. Die auf den schulischen Teil der Aus-

bildung entfallenden Regelungen finden weiterhin Anwendung. Dieser 

findet also z.B. auch weiterhin an staatlichen oder staatlich anerkannten 

Pflegeschulen statt.“  

 

b) Stellungnahme:  

Der bpa warnt eindringlich von einer solch stringenten Umsetzung mit 

Verweis auf die bereits jetzt nicht ausreichend vorhandenen Ressourcen 

der Pflegeschulen. Wie bereits ausgeführt, werden in mind. zehn Bun-

desländern mit der angestrebten Verlängerung der Ausbildungsdauer um 

6 Monate weitere Kapazitätsengpässe einhergehen. Bei diesen Bundes-

ländern geht es nicht um Bundesländer mit relativ geringen Ausbildungs-

kapazitäten, sondern u.a. um die bevölkerungsreichsten Bundesländer 

wie Nordrhein-Westfalen, Bayern, Baden-Württemberg, Rheinland-Pfalz 
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und Hessen, von denen mehrere Bundesländer seit Jahren auf den Man-

gel an Pflegepädagogen hinweisen.  

 

Das PflFAssG fußt mit seiner 18-monatigen Ausbildung auf einer ver-

meintlichen Kompromisslösung zwischen einer 12- und 24-monatigen 

Ausbildung und bedient sich im Rahmen der Ausgestaltung des Geset-

zes mit Ressourcen, die de facto nicht vorhanden sind. Hält man an der 

derzeitigen Ausgestaltung des Vorbereitungskurses fest, kann dieser 

nicht an zugelassenen Fort- und Weiterbildungsinstituten durchgeführt 

werden und es sind Pflegepädagogen, Klassengrößen (1:20) etc. analog 

der klassischen Ausbildung vorzuhalten. Die große Gefahr, die besteht 

ist, dass der vorgesehene und wichtige Vorbereitungskurs begraben 

wird, bevor er überhaupt zum Leben erweckt wurde.       

 

c) Formulierungsvorschlag: 

§ 11 Abs. 2 Satz wird um einen Satz 3 ergänzt: 

„Auf den Vorbereitungskurs nach Satz 1 finden die den Träger der 

praktischen Ausbildung, den Ausbildungsvertrag und die Ausbil-

dungsvergütung betreffenden Vorschriften keine Anwendung. Die 

Pflegeschule kann die Durchführung des Vorbereitungskurses 

durch Vereinbarung auf ein zugelassenes Fort- und Weiterbildungs-

institut übertragen; die Verantwortung für die ordnungsgemäße 

Durchführung des Vorbereitungskurses trägt die Pflegeschule.“   

 

2.3.12.  Artikel 1 § 11 Abs. 3 PflFAssG  

 

a) Beabsichtigte Regelung: 

Die Regelung in § 11 Abs. 3 sieht vor, dass die Dauer der praktischen 

Ausbildung und des theoretischen und praktischen Unterrichts auf Antrag 

um den vollen Umfang verkürzt werden kann, wenn eine Ausbildung 

nach dem Pflegeberufegesetz ohne Abschluss beendet wurde und nach 

dem Ergebnis der Zwischenprüfung nach § 6 Abs. 5 des PflBG für die 

antragstellende Person das Erreichen des dort in Bezug genommenen 

Ausbildungsziels nicht gefährdet war und diese Prüfung bei Antragstel-

lung nicht länger als 36 Monate zurückliegt. Ein Vorbereitungskurs ist so-

mit nicht mehr erforderlich. 

 

b) Stellungnahme: 

Die Einführung dieser Regelung sieht der bpa als positiven Schritt. Diese 

Vorgehensweise sollte jedoch nicht erst auf Antrag möglich sein, sondern 

in einem Automatismus überführt werden. Grundsätzlich sollten jedem 

Auszubildenden, der die Ausbildung nach dem PflBG ohne Abschluss 

beendet, mind. ein entsprechendes Angebot zur Absolvierung der 
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Abschlussprüfung zum Pflegefachassistenten unterbreitet werden. Dar-

über hinaus sollte jeder sich in der Ausbildung zur Pflegefachkraft befind-

lichen Person die Möglichkeit der Erlangung des Abschlusses als Pfle-

gefachassistentIn im Rahmen der Ausbildung zur Pflegefachkraft einge-

räumt werden, wenn bestimmte Voraussetzungen erfüllt werden.  

 

Mit Einführung des Pflegeberufegesetzes wurde den Ländern mit 

der nach § 6 Abs. 5 PflBG vorgesehenen Zwischenprüfung zum 

Ende des zweiten Ausbildungsdrittels die Möglichkeit eröffnet, die 

mit der Zwischenprüfung festgestellten Kompetenzen im Rahmen einer 

Pflegefachassistenz- oder -helferausbildung anzuerkennen. Das Land 

Niedersachsen hat sich jüngst auf den Weg gemacht und entsprechende 

landesrechtliche Regelungen geschaffen, so dass künftig einem be-

stimmten Personenkreis, der die entsprechenden Anforderungen erfüllt, 

die Berufsbezeichnung als staatlich geprüfte:r PflegeassistentIn (Lan-

desrecht Niedersachsen) am Ende des zweiten Ausbildungsjahres erteilt 

wird.   

 

Berechtigt sind alle Personen, bei denen eine Pflegeschule in Nieder-

sachsen aufgrund einer Zwischenprüfung festgestellt hat, dass diese vo-

raussichtlich das Ausbildungsziel erreichen werden. Die Berufsbezeich-

nung wird auf dem Zeugnis am Ende des Schuljahres des zweiten Aus-

bildungsjahres ausgewiesen, wenn die Leistungen im jeweiligen Zeugnis 

am Ende des Schuljahres des ersten und des zweiten Ausbildungsjahres 

im berufsbezogenen Lernbereich jeweils mindestens mit ausreichend be-

wertet wurden. Auch für Personen, bei denen die Voraussetzungen vor-

liegen, aber die Ausbildung bereits beendet wurde, besteht die Möglich-

keit, auf Antrag die Berechtigung zum Führen der Berufsbezeichnung 

staatlich geprüfte:r PflegeassistentIn bescheinigt zu bekommen.  

 

Auch bei der jetzt bundesrechtlich auszugestaltenden Pflegeassis-

tenzausbildung sollte dieser Weg konsequent weiterbeschritten 

werden und Personen, die die Ausbildung zur Pflegefachkraft absolvie-

ren, unter bestimmten Voraussetzungen mit einer Berufsausübungs-

erlaubnis zur Pflegefachassistenz ausstatten, denn auch Personen, die 

ggf. die Ausbildung zur Pflegefachkraft nicht erfolgreich absolvieren, soll-

ten der Pflegelandschaft nicht als wertvolle Pflegefachassistenten verlo-

ren gehen!   
 

c) Formulierungsvorschlag: 

§ 11 Abs. 3 soll wie folgt formuliert werden:  

„Wurde eine Ausbildung nach dem Pflegeberufegesetz ohne Abschluss 

beendet, wird kann die zuständige Behörde auf Antrag, wenn nach dem 

Ergebnis der Zwischenprüfung nach § 6 Absatz 5 des 
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Pflegeberufegesetzes für die antragstellende Person das Erreichen des 

dort in Bezug genommenen Ausbildungsziels nicht gefährdet war und 

diese Prüfung bei Antragstellung nicht länger als 36 Monate zurückliegt, 

die Dauer der praktischen Pflegefachassistenzausbildung und die Dauer 

des theoretischen und praktischen Unterrichts durch Anrechnung um den 

vollen Umfang verkürzt verkürzen.“ 

 

§ 11 ist um einen Absatz 4 und 5 zu ergänzen:  

„(4) Stellt die Pflegeschule aufgrund einer Zwischenprüfung nach 

§ 6 Absatz 5 Pflegeberufegesetz fest, dass eine Person voraussicht-

lich das Ausbildungsziel zur Pflegefachperson erreichen wird, ist 

diese Person berechtigt, die Berufsbezeichnung „Pflegefachassis-

tent“, „Pflegefachassistentin“ oder „Pflegefachassistenzperson“ 

zu führen, wenn die Leistungen im jeweiligen Zeugnis am Ende des 

Schuljahres des ersten und des zweiten Ausbildungsjahres im be-

rufsbezogenen Lernbereich jeweils mindestens mit ausreichend be-

wertet wurden. Die Voraussetzungen gemäß § 2 Nr. 1 gelten in die-

sen Fällen als erfüllt.” 

 

(5) Bei Auszubildenden einer Pflegeschule wird die Berufsbezeich-

nung auf dem Zeugnis am Ende des Schuljahres des zweiten Aus-

bildungsjahres ausgewiesen.“ 

 

2.3.13. Artikel 1 § 13 Abs. 1 PflFAssG  

 

a) Beabsichtigte Regelung: 

Der Regelungsentwurf sieht in § 13 Abs. 1 Satz 2 für befristete Modell-

projekte der Bundesländer in Abstimmung mit dem BMBFSFJ und BMG 

die Möglichkeit vor, dass dabei Teile des theoretischen Unterrichts als 

Fernunterricht erteilt werden.  

 

b) Stellungnahme: 

Der bpa begrüßt die Möglichkeit zur Erteilung von Fernunterricht auch in 

der Pflegefachassistenzausbildung. Dies sollte jedoch zum einen nicht 

nur in Modellprojekten, sondern auch in der Regelausbildung und zum 

anderen nicht nur in Teilen, sondern in Gänze möglich sein. Spätestens 

seit der Corona-Pandemie, ist der Fernunterricht an vielen Schulen be-

reits zu einem festen Bestandteil der Ausbildung geworden. Hier sollte 

auch der technischen Fortentwicklung von Videokonferenz- bzw. Fern-

unterricht-Software Rechnung getragen werden, welche einen viel hö-

herwertigen Fernunterricht mit sehr guter Übertragungsqualität als noch 

vor einigen Jahren ermöglicht. Zudem ist auch international der Fernun-

terricht mit Online-Schulungsanteilen vielfach zum Standard in den 
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pflegebezogenen Ausbildungsgängen geworden. Die Entwicklung in 

Deutschland sollte dem nicht nachstehen. 

 

c) Formulierungsvorschlag: 

Der § 13 Abs. 1 Satz 2 wird in einen neuen § 5 Abs. 2 Satz 4 des Entwurfs 

verschoben und wie folgt formuliert: 

 

“Eine vollständige Durchführung des theoretischen Unterrichts in 

Form von Fernunterricht ist zulässig.“ Teile des theoretischen Un-

terrichts können auch als Fernunterricht erteilt werden. “ 

 

 

2.3.14. Artikel 1 § 24 PflFAssG  

 

a) Beabsichtigte Regelung: 

Der entworfene § 24 regelt die Finanzierung der Pflegeassistenz-/Pfle-

gehilfeausbildung entsprechend den Vorgaben aus § 26 Abs. 2 bis 7, § 

27 Abs. 1 sowie §§ 28 bis 36 des Pflegeberufegesetzes. An die Stelle der 

Mehrkosten der Ausbildungsvergütung sollen die Kosten der Ausbil-

dungsvergütung treten, da zumindest im ersten Ausbildungsjahr kein 

Wertschöpfungsanteil zu erwarten ist und auch bei 18-monatiger Ausbil-

dung die letzten sechs Monate im Wesentlichen durch Prüfungsvorberei-

tung und die Durchführung der Prüfungen geprägt seien. 

 

b) Stellungnahme: 

Die Regelungen werden grundsätzlich vom bpa begrüßt. Die Finanzie-

rung in der Pflegefachkraftausbildung mit einer Ausbildungsumlage und 

der damit einhergehenden Refinanzierungsmöglichkeit für die ausbilden-

den Pflegeeinrichtungen hat sich grundsätzlich bewährt, obwohl der bpa 

nach wie vor die Herausnahme der Ausbildungszuschläge aus den Ei-

genanteilen und eine Steuerfinanzierung der Ausbildungszuschläge for-

dert, um die pflegebedürftigen Menschen bei den Eigenteilen zu entlas-

ten. 

 

Auch die Nichtanrechnung eines Wertschöpfungsanteils ist sachgerecht, 

da dieser im ersten Jahr nicht besteht. Dies trifft auch für die weiteren 

sechs Monate bei einer 18-monatigen Ausbildung zu.  

 

Zusätzlich zur grundsätzlichen Finanzierungsregelung über eine Umlage 

wie im PflBG bedarf es bei der Finanzierung der Pflegeschulen noch 

deutlicher Verbesserungen, was sich auch bereits in der PflAFinV gezeigt 

hat. Denn auf Landesebene gestaltet sich die Refinanzierung der Pfle-

geschulen je nach Haushaltslage des jeweiligen Bundeslands unter-

schiedlich aus. Der bpa fordert insbesondere eine bundesweit geltende 
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Regelung zur vollständigen Refinanzierung von Investitionskosten der 

Pflegeschulen in freier Trägerschaft in allen Bundesländern analog zu 

den Krankenhäusern, selbstverständlich auch für eine Pflegefachassis-

tenzausbildung. Ebenso fordert der bpa eine auskömmliche Finanzie-

rung der Externenprüfung für Pflegeschulen bzw. der im Entwurf in § 11 

Abs. 2 vorgesehenen Vorbereitungskurse mit Abschlussprüfung. Denn in 

diesem Bereich erfolgt trotz des erheblichen personellen und sachlichen 

Aufwands der Pflegeschulen bisher keine Finanzierung. Zudem fordert 

der bpa eine Finanzierungsregelung für die Träger der praktischen Aus-

bildung sowie für die Pflegeschulen bei notwendiger Wiederholungsprü-

fung. Auch hier gibt es derzeit keine wirksamen Finanzierungsregelun-

gen in der PflAFinV und auch im vorliegenden Entwurf sind hierzu keine 

Ausführungen enthalten. 

 

2.3.15. Artikel 1 §§ 25 ff. PflFAssG  

 

a) Beabsichtigte Regelung: 

Im Teil 3 des Entwurfs sind die Anerkennungsregelungen für ausländi-

sche Berufsabschlüsse entsprechend den Regelungen der §§ 40 ff. 

PflBG auch für den Pflegefachassistenzberuf enthalten. Dabei werden 

auch die besonderen Regelungen zur Umsetzung der EU-Berufsaner-

kennungsrichtlinie 2005/36/EG für EU-Abschlüsse übernommen (z.B. 

Eignungsprüfung statt Kenntnisprüfung). 

 

b) Stellungnahme: 

Der bpa merkt an, dass berufliche Anerkennungen von ausländischen 

Ausbildungen im Bereich der Pflegeassistenzkräfte auf QN3-Niveau bis-

lang noch nicht im nennenswerten Umfang stattfinden. Dies wäre aber 

viel mehr erforderlich, da mit dem § 22a der Beschäftigungsverordnung 

in der Fassung seit 1. März 2024 erstmals auch für internationale qualifi-

zierte Pflegefachassistenz-/-hilfskräfte die Möglichkeit besteht, eine dau-

erhafte Beschäftigungsmöglichkeit unterhalb der Fachkraftqualifikation in 

Deutschland aufzunehmen. Dies bietet gerade im Hinblick auf die Anfor-

derungen des PeBeM nach § 113c SGB XI ein großes Potential, qualifi-

zierte und anerkannte Pflegefachassistenz-/-hilfskräfte für den deut-

schen Arbeitsmarkt zu gewinnen und den benötigten Personalmix in den 

Pflegeeinrichtungen zu erreichen. Daher ist es aus Sicht des bpa drin-

gend erforderlich, das Anerkennungsrecht dahingehend weiterzuentwi-

ckeln, dass für internationale Pflegefachkräfte, welche eine Anerkennung 

in Deutschland beantragen und einen internationalen Pflegeabschluss 

nachweisen können, der grundsätzlich zur Anerkennung mit dem Refe-

renzberuf Pflegefachkraft in Deutschland in Betracht kommt, als Vorstufe 

eine Anerkennung als Pflegefachassistenz-person nach den §§ 25 ff. 
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erhalten kann, um in Deutschland auch entsprechend als qualifizierte 

Pflegefachassistenzkraft vergütet werden zu können und eine entspre-

chende Berücksichtigung im Personalmix zu erhalten. Für die internatio-

nalen Pflegefachkräfte wäre die vorgezogene Anerkennung als mind. 

einjährige Pflegefachassistenzkraft auch ein wichtiges Willkommenssig-

nal, um eine nachhaltige Migrationsentscheidung für Deutschland zu er-

möglichen  

 

Ebenso stellt der bpa fest, dass auf internationaler Ebene Pflegefachas-

sistenzausbildungen trotz unterschiedlicher Ausbildungszeit einen relativ 

weiten Tätigkeitsumfang abdecken, einschließlich einzelner Bereiche der 

medizinischen Behandlungspflege, und keinesfalls schlechter sind als in 

Deutschland. Daher plädiert der bpa wie schon bei der Anerkennung von 

Pflegefachkräften dafür, dass zumindest bei internationalen Pflegefach-

assistenzausbildungen von mindestens 12 Monaten Dauer oder länger 

in Vollzeit im Wege einer Kompetenzvermutung ohne Weiteres bereits 

eine vollständige Gleichwertigkeit des Ausbildungsstandes nach § 25 

Abs. 1 des Entwurfes vorläufig festgestellt wird. Das Anerkennungsver-

fahren soll zwar absolviert werden, aber nur berufsbegleitend zu einer 

bereits erfolgten vorläufigen Berufszulassung nach § 2 des Entwurfs. Nö-

tige Anpassungsmaßnahmen wie Eignungsprüfung, Kenntnisprüfung 

oder Anpassungslehrgang können dann in Ruhe innerhalb einer be-

stimmten Frist in Deutschland ebenfalls berufsbegleitend absolviert wer-

den.  Für qualifizierte Pflegefachassistenzkräfte aus dem Ausland wäre 

auch im Rahmen der Kompetenzvermutung das deutsche Sprachniveau 

B2 gemäß dem Gemeinsamen Europäischen Referenzrahmen für 

Sprachkenntnisse nachzuweisen, um von der Kompetenzvermutung zu 

profitieren.  

 

c) Formulierungsvorschlag: 

Im § 25 des Entwurfs wird folgender Absatz 2a eingefügt: 

 

“Bei Pflegefachpersonen in der Pflege, welche eine Anerkennung 

nach den §§ 40 des Pflegeberufegesetzes beantragen und dabei ei-

nen entsprechenden internationalen Berufsabschluss mit dem Re-

ferenzberuf Pflegefachkraft nach Pflegeberufegesetz nachweisen, 

wird auf Antrag die Gleichwertigkeit nach § 25 Abs. 1 ohne Weiteres 

bestätigt. Bei Pflegekräften, welche im Ausland eine Pflegefachas-

sistenzausbildung mit einer Vollzeit-Ausbildungsdauer von mindes-

tens 12 Monaten abgeschlossen haben, wird der Nachweis der 

Gleichwertigkeit nach Absatz 1 vermutet, solange sie das Anerken-

nungsverfahren nach diesem Abschnitt durchführen, längstens 

aber für 36 Monate. Während dieser Zeit gilt der Nachweis des § 2 

Nummer 4 als erbracht, sofern mindestens ausreichende deutsche 
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Sprachkenntnisse gemäß § 2 Absatz 11 des Aufenthaltsgesetzes 

nachgewiesen werden.” 

 

2.3.16. Artikel 1 § 44 PflFAssG  

 

a) Beabsichtigte Regelung: 

 

Gemäß § 44 des Entwurfs soll die Fachkommission nach § 53 PflBG den 

Rahmenausbildungsplan für die neue Pflegefachassistenzausbildung 

und einen Rahmenlehrplan für den Vorbereitungskurs nach § 11 Abs. 2 

des Entwurfs erarbeiten, die empfehlende Wirkung entfalten sollen. 

 

b) Stellungnahme: 

Der bundeseinheitliche Rahmenausbildungsplan muss aus Sicht des bpa 

einen hohen behandlungspflegerischen Anteil abbilden, der sich in den 

Curricula der Pflegeschulen widerspiegelt und damit unabhängig vom 

Versorgungssektor (stationäre und ambulante Langzeitpflege wie Akut-

pflege) erbracht werden darf und abrechenbar ist.  Am Beispiel des Rah-

menausbildungsplans in NRW ist zu ersehen, dass dies gut und vor allem 

auch kompetenz- wie praxisorientiert umsetzbar ist. Damit würde es ei-

nen zukunftsorientierten Bildungsgang geben, der zudem den Erforder-

nissen des PeBeM nach § 113c SGB XI gerecht wird. 

c) Formulierungsvorschlag: 

Der § 44 im Entwurf wird wie folgt um einen Satz 2 ergänzt: 

“Der zu erarbeitende Rahmenausbildungsplan und Rahmenlehr-

plan für die Pflegeassistenzausbildung [alternativ: Pflegehilfeaus-

bildung] sowie einen Rahmenlehrplan für den Vorbereitungskurs 

nach § 11 Absatz 2 sollen unter angemessener Beteiligung der maß-

geblichen Verbände der Träger der praktischen Ausbildung erstellt 

werden sowie unter Beachtung der Vorgaben des § 113c SGB XI.” 

 

2.3.17. Artikel 1 § 47 Abs. 4 Satz 2 PflFassG  

 

a) Beabsichtigte Regelung: 

Nach der Regelung in § 47 Abs. 4 Satz 2 des Entwurfes sollen die Länder 

zu abweichenden Fristenregelungen von den Regelungen im sog. be-

schleunigten Verfahren nach § 81a AufenthG ermächtigt werden. 
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b) Stellungnahme: 

Der bpa hält es für bedenklich, dass die eigens zur Beschleunigung des 

Visums- und Anerkennungsverfahrens für internationale Pflegekräfte mit 

dem Fachkräfteeinwanderungsgesetz am 1.3.2020 eingeführten be-

schleunigten Fristenregelungen nunmehr für qualifizierte Pflegefachas-

sistenz-/-hilfskräfte anscheinend durch die Bundesländer wieder ausge-

setzt werden können sollen. Dies darf auf keinen Fall sein, da ansonsten 

das beschleunigte Fachkräfteverfahren für Pflegefachassistenten bzw. 

Pflegehilfepersonen seine Wirkung vollends verlieren würde.  

 

c) Formulierungsvorschlag: 

Der bpa plädiert daher für eine Streichung des Satz 2 im Entwurf zu § 47 

Abs. 4. 

 

“(4) Abweichungen durch Landesrecht von den Regelungen des Verwal-

tungsverfahrens in der auf Grundlage der Absätze 1 bis 3 erlassenen 

Rechtsverordnung sind ausgeschlossen. Abweichend von Satz 1 kön-

nen die Länder Abweichungen von den durch Rechtsverordnung im 

Falle des § 81a des Aufenthaltsgesetzes erlassenen Fristenregelun-

gen vorsehen.” 

 

2.3.18. Artikel 1 § 53 PflFAssG 

 

a) Beabsichtige Regelung: 

Mit § 53 soll eine Übergangsvorschrift für die Anerkennung ausländischer 

Berufsabschlüsse eingeführt werden. Diese soll Rechtsklarheit bringen 

und gewährleisten, dass das Potential internationaler Pflegekräfte mit 

Einführung der neuen Pflegefachassistenzausbildung weiter uneinge-

schränkt genutzt werden kann. Bedeutet, dass die Möglichkeit geschaf-

fen wird, bis einschließlich 31. Dezember 2028 Anträge auf Anerkennung 

im Ausland erworbener und abgeschlossener Berufsausbildungen in der 

Pflege auf Grundlage der landesrechtlichen Ausbildungsvorschriften, die 

die von der Arbeits- und Sozialministerkonferenz 2012 und von der Ge-

sundheitsministerkonferenz 2013 als Mindestanforderungen beschlosse-

nen „Eckpunkte für die in Länderzuständigkeit liegenden Ausbildungen 

zu Assistenz- und Helferberufen in der Pflege“ (BAnz AT 17. Februar 

2016 B3) erfüllen, zu entscheiden.    

 

b) Stellungnahme: 

Die Einführung dieser Regelung ist unterstützenswert und wird vom bpa 

ausdrücklich begrüßt. Anzumerken ist jedoch, dass es sich lediglich um 

eine Kann-Regelung handelt und diese, um tatsächlich Wirkung zu er-

zielen, in eine Soll-Regelung überführt werden sollte.    
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c) Formulierungsvorschlag: 

§ 53 wird wie folgt verändert:   

„Die Entscheidung über den Antrag auf Anerkennung einer außerhalb 

des Geltungsbereiches dieses Gesetzes erworbenen abgeschlossenen 

Berufsausbildung soll kann noch bis zum 31. Dezember 2028 auf der 

Grundlage der landesrechtlichen Vorschriften über eine Helfer- oder As-

sistenzausbildung, die die von der Arbeits- und Sozialministerkonferenz 

2012 und von der Gesundheitsministerkonferenz 2013 als Mindestanfor-

derungen beschlossenen „Eckpunkte für die in Länderzuständigkeit lie-

genden Ausbildungen zu Assistenz- und Helferberufen in der Pflege“ 

(BAnz AT 17. Februar 2016 B3) erfüllt, getroffen werden.“ 

 

2.3.19. Artikel 1 § 54 Abs. 1 PflFAssG  

 

a) Beabsichtige Regelung: 

Der Entwurf sieht in § 54 Abs. 1 eine Evaluierung der Voraussetzungen 

für den alternativen Zugang zur Ausbildung gem. § 10 Abs. 2 vor. 

 

b) Stellungnahme: 

Der bpa begrüßt die Regelung zur Evaluierung des alternativen Berufs-

zugangs. Diese Regelung sollte im Gesetzentwurf bestehen bleiben und 

nicht alternativ gestrichen werden, da es unabhängig von der geplanten 

Ausbildungsbezeichnung und -dauer im Bereich der Pflegeausbildung 

auf QN3-Niveau einen niederschwelligen Berufszugang auch ohne 

Hauptschulabschluss geben muss. 

 

2.3.20. Artikel 2 Ziffer 12 (§ 12 PflAFinV; Aufteilung des Finanzierungsbe-

darfs) 

 

a) Beabsichtigte Regelung: 

Die neuen Gesetzes- und Berufsbezeichnungen der Pflegefachassis-

tenzausbildung sollen auch in § 12 PflAFinV aufgenommen werden. 

 

b) Stellungnahme: 

Die rein redaktionellen Änderungen in der PflAFinV sollten zusätzlich 

auch dazu genutzt werden, gleichzeitig eine aktuelle, durch das Pflege-

studiumstärkungsgesetz vom 18.11.2023 eingeführte negative Auswir-

kung auf die Finanzierung der teilstationären Tagespflegeeinrichtungen 

zu beheben. Denn mit dem Pflegestudiumstärkungsgesetz wurde auch 

eine Änderung der Berechnung der Ausbildungsumlage für die stationä-

ren Pflegeeinrichtungen in § 11 Abs. 3 bzw. § 12 Abs. 2 PflAFinV 
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vorgenommen, um die Ausbildungsumlage der stationären Träger zu ver-

einheitlichen, was grundsätzlich sehr zu begrüßen ist. 

  

Allerdings ist dadurch eine unverhältnismäßige Mehrbelastung der teil-

stationären Pflegeeinrichtungen hinzugekommen, da die vorgenannten 

Vorschriften aufgrund des stationären Einrichtungsbegriffs (§ 71 Abs. 2 

SGB XI) auch auf diese Einrichtungen der Tages- und Nachtpflege An-

wendung finden. Diese Einrichtungen haben weitaus geringere Leis-

tungsumfänge, da sie nicht 24 Stunden versorgen, sondern in der Regel 

8 Stunden am Tag. Ein Belegungstag in einer vollstationären Einrichtung 

bedeutet 24 Stunden Leistungen, ein Belegungstag in einer Tagespflege 

8 Stunden Leistungen. 

  

Der § 12 Abs. 2 PflAFinV lautet aktuell: 

  

„(2) Der auf die einzelne stationäre Einrichtung entfallende Anteil an dem 

nach Absatz 1 für den stationären Sektor ermittelten Betrag bemisst sich 

nach dem Verhältnis ihrer Belegungstage nach der Vergütungsvereinba-

rung zur Gesamtzahl der Belegungstage aller Vergütungsvereinbarun-

gen in diesem Sektor.“ 

  

Diese Problematik ist lösbar, indem ein Faktor x (z.B. 0,33), der den un-

terschiedlichen Leistungsumfang eines Belegungstages widerspiegelt, 

eingepflegt wird und Tagespflegen lediglich mit diesem Faktor herange-

zogen werden. 

 

In NRW wurde bei Einführung der Ausbildungsumlage im Jahr 2012 ähn-

lich verfahren. Dort wurde auf die durchschnittlich belegten Plätze abge-

hoben (ähnlich wie Belegungstage als Bemessungsgrundlage) und ein 

Faktor 0,5 bei den Tagespflegen angesetzt.  

  

§ 7 Abs. 2 AltPflAusglVO NRW (ab 2015 Verschiebung in § 8 Abs. 2 Alt-

PflAusglVO) lautete: 

  

„(2) Der von der einzelnen Einrichtung zu zahlende Ausgleichsbetrag 

wird wie folgt berechnet: 

  

Der auf die einzelne voll-/teilstationäre Einrichtung entfallende Anteil an 

dem sektoralen Gesamtbetrag bemisst sich nach dem Verhältnis der in 

den zwölf Monaten vor dem 1. Januar des vor dem Erhebungsjahr lie-

genden Jahres durchschnittlich besetzten Plätze dieser Einrichtung zu 

allen durchschnittlich besetzten Plätzen im sektoralen Leistungsbereich. 

Dabei wird bei Tagespflegeeinrichtungen die Zahl der durchschnittlich 

besetzten Plätze mit dem Faktor 0,50 multipliziert. ...“ 
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In Bezug auf die Stundenzahl an Leistungen (8h von 24h täglich) bei ei-

nem Belegungstag ist ein Faktor 0,33 für die Tagespflege aus Sicht des 

bpa sachgerechter. 

 

c) Formulierungsvorschlag: 

Der Vorschlag des bpa für eine Änderung des § 12 Abs. 2 PflAFinV lautet 

daher: 

  

„Der auf die einzelne stationäre Einrichtung entfallende Anteil an dem 

nach Absatz 1 für den stationären Sektor ermittelten Betrag bemisst sich 

nach dem Verhältnis ihrer Belegungstage nach der Vergütungsvereinba-

rung zur Gesamtzahl der Belegungstage aller Vergütungsvereinbarun-

gen in diesem Sektor. Dabei wird bei teilstationären Pflegeeinrich-

tungen die Zahl der Belegungstage mit dem Faktor 0,33 multipli-

ziert.“  

 

2.3.21. Artikel 3 Änderung des Pflegeberufegesetzes (PflBG) § 9 

 

a) Beabsichtigte Regelung: 

Analog zu § 8 Abs. 3 Satz PflFAssG wird in § 9 Abs. 3 Satz 2 PflBG eine 

Gleichschaltung der Übergangsvorschriften zu Qualifikationsanforderun-

gen für Lehrkräfte bis zum 31. Dezember 2035 vorgenommen.  

 

b) Stellungnahme: 

Aufgegriffen wird diese Anpassung aus der Stellungnahme des Bundes-

rates (Nummer 15, Drucksache 427/24), mit dem Hintergrund, dass die 

Nachfrage nach fachlich und pädagogisch qualifizierten Lehrkräften für 

die Unterrichtstätigkeit an Pflegeschulen das Angebot an entsprechend 

qualifizierten Lehrkräften weiterhin übersteigt und sich die Akquise von 

Lehrkräften mit einem Master- oder vergleichbarem Niveau als äußerst 

schwierig darstellt. Durch die Verlängerung der Frist sollen Engpässe in 

der Pflegeausbildung vermieden werden, die de facto bereits jetzt bei der 

3-jährigen Ausbildung vorhanden sind und bei einer achtzehnmonatigen 

Ausbildung weiter an Dynamik gewinnen werden.   

Der bpa weist bereits seit Jahren auf diesen Umstand hin und begrüßt 

die Verlängerung der Frist daher ausdrücklich. Zu den Qualifikationsan-

forderungen und entsprechenden Maßnahmen bzw. Lösungen wird in 

der Stellungnahme (s.a. Artikel 1 § 8 Abs. 1 Nr. 2 PflFAssG) umfangreich 

ausgeführt.  
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2.3.22. Artikel 3 Änderung des Pflegeberufegesetzes (PflBG) (§ 40 Abs. 

2a, 2b  

 

a) Beabsichtigte Regelung: 

In Artikel 3 des Entwurfes soll es zum § 12 Abs. 2 des Pflegeberufege-

setzes lediglich eine redaktionelle Änderung zum Verweis auf das neue 

Gesetz aus Art. 1 des vorliegenden Entwurfes geben. 

 

b) Stellungnahme: 

Die Änderungen im Pflegeberufegesetz sollten gleichzeitig genutzt wer-

den, um die dringend benötigte weitere Vereinfachung und Beschleuni-

gung des Anerkennungsrechts für internationale Pflegefachkräfte nach 

§§ 40 ff. PflBG zu bewirken. 

 

Der bpa plädiert hier für eine Kompetenzvermutung für mindestens drei-

jährig akademisch oder schulisch ausgebildete Pflegefachkräfte aus dem 

Ausland, wenn sie die erforderlichen deutschen Sprachkenntnisse nach-

weisen können und soweit nicht die Gutachtenstelle für Gesundheits-

fachberufe ein Mustergutachten veröffentlicht hat, aus welchem sich we-

sentliche Ausbildungsunterschiede ergeben. In diesen Fällen ist auch bei 

diesen mindestens dreijährig ausgebildeten Pflegefachkräften eine Aus-

gleichsmaßnahme zu absolvieren, die allerdings berufsbegleitend erfol-

gen kann. Die Berufserlaubnis wird jedoch bereits unter der Auflage der 

Durchführung des Anerkennungsverfahrens erteilt. 

 

Zudem besteht die Problematik, dass manche internationale Pflegefach-

kräfte ihre Ausbildung im Heimatland nicht abschließen können. Dies ist 

etwa dann der Fall, wenn sie im Heimatland noch ein sechsmonatiges 

Praktikum in staatlichen Krankenhäusern absolvieren müssen, dieses 

aber unverschuldet mangels verfügbarer Praktikumsplätze dort nicht 

können. Sie sollten dann alternativ auch in Deutschland ein Praktikum in 

der privaten (Langzeit)Pflege absolvieren können, damit ihre Ausbildung 

im Heimatland abgeschlossen werden kann und sie danach mit dem aus-

ländischen Abschluss die Anerkennung in Deutschland beantragen kön-

nen. Dieses Problem besteht z.B. teilweise mit Abschlüssen aus Viet-

nam. Insofern könnte eine entsprechende Regelung aus dem Referent-

entwurf zum ApoRG vom 14.06.2024 (siehe dort Art. 3 zu § 11 BApO) als 

Vorlage genutzt werden, um dieses entsprechend für das PflBG umzu-

setzen. 

 

c) Formulierungsvorschlag: 

Im § 40 PflBG wird ein neuer Absatz 2a eingeführt: 
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“(2a) Die Gleichwertigkeit des Ausbildungsstandes ist als gegeben 

anzusehen, wenn die antragstellende Person eine mindestens drei-

jährige Berufsausbildung in der Pflege oder ein mindestens dreijäh-

riges Hochschulstudium in der Pflege erfolgreich abgeschlossen 

hat und damit im Ausbildungsstaat zur unmittelbaren Berufsaus-

übung in der Pflege berechtigt ist (Kompetenzvermutung). Dies gilt 

nicht, soweit bereits ein Mustergutachten der Gutachtenstelle für 

Gesundheitsberufe besteht, in dem wesentliche Unterschiede nach 

Absatz 2 Satz 2 festgestellt wurden. In diesem Fall bereits festge-

stellter wesentlicher Unterschiede erfolgen die gesonderte Feststel-

lung der Gleichwertigkeit der Berufsqualifikation im Sinne von § 43 

und bei Vorliegen der Voraussetzungen nach § 2 Nummer 2 bis 4 

die Erteilung der Berufserlaubnis mit der Auflage, dass die antrag-

stellende Person eine Kenntnisprüfung oder einen Anpassungs-

lehrgang zu absolvieren hat. Kenntnisprüfung und Anpassungs-

lehrgang können dabei auch berufsbegleitend erfolgen. Absatz 3 

Satz 2 und 3 gilt entsprechend.” 

 

Des Weiteren wird in § 40 PflBG ein weiterer Abs. 2b) eingeführt: 

 

„Eine Erlaubnis zur vorübergehenden, beaufsichtigten Ausübung 

vorbehaltener Tätigkeiten nach § 4 kann auf Antrag Personen erteilt 

werden, die außerhalb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes eine 

Pflegeausbildung begonnen, aber noch nicht abgeschlossen ha-

ben, wenn 

  

1. der Antragsteller eine die berufliche oder hochschulische Pflege-

ausbildung abschließende Prüfung außerhalb des Geltungsbe-

reichs dieses Gesetzes bestanden hat, 

2. die auf Grund der Erlaubnis auszuübende Tätigkeit zum Ab-

schluss der pflegerisch ausländischen Ausbildung oder zum Ab-

schluss der pflegerischen Ausbildung nach § Absatz 1 erforderlich 

ist. 

  

Die Erlaubnis ist auf für den Abschluss benötigte Tätigkeiten und 

Beschäftigungsstellen zu beschränken.“ 

 

2.3.23. Artikel 3 Änderung des Pflegeberufegesetzes (PflBG) (§ 68 PflBG) 

 

a) Beabsichtigte Regelung: 

Wie festgestellt, ist mit dem Entwurf zum Pflegefachassistenzgesetz bis-

her lediglich redaktionelle Änderung im Pflegeberufegesetz vorgesehen. 

Die Änderung im PflBG sollte aber auch zur Einfügung einer Regelung 
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für die grundlegende Evaluierung der generalistischen Pflegeausbildung 

genutzt werden. 

b) Stellungnahme: 

 

Der bpa fordert eine ideologiefreie Evaluierung des gesamten Pflegebe-

rufereformgesetzes auf wissenschaftlicher Grundlage seit seinem In-

krafttreten am 1. Januar 2020 im Hinblick auf die Auswirkungen auf die 

Ausbildungszahlen in der Pflege, insbesondere im Bereich der Alten-

pflege und die pflegerische Versorgungssicherheit in Deutschland. Aus 

Sicht des bpa haben sich die in das Pflegeberufereformgesetz gesetzten 

Hoffnungen und damit in die Erwartungen an die eingeführte generalisti-

sche Pflegeausbildung mit der Zusammenlegung der drei Berufsbilder 

Gesundheits- und Krankenpflege, Gesundheits- und Kinderkranken-

pflege sowie Altenpflege bisher nicht erfüllt. Dass sich von insgesamt 

33.600 Absolventen gerade einmal 100 Menschen für einen vertieften 

Abschluss in der Altenpflege entschieden haben9, macht deutlich, dass 

wichtige Gruppen wie weiterbildungswillige Hilfskräfte oder Berufsum-

steiger von einer Ausbildung im Pflegebereich abgehalten wurden. Die 

eigenständige Altenpflegeausbildung hat vorher zehn Jahre lang unter 

Beweis gestellt, dass sie einen Zuwachs von insgesamt mehr als 60 Pro-

zent produzieren konnte. Das fehlt seit Inkrafttreten der generalistischen 

Ausbildung schmerzlich. Aktuell wird schon eine Beinahe-Stagnation mit 

einem Anstieg der Ausbildungszahlen von wenigen Prozent als Erfolg ge-

wertet wird. Zudem kommt die fachliche Expertise in der Altenpflege 

durch die vielen Ausbildungsanteile in anderen Ausbildungsbereichen 

und durch die sehr wenigen Auszubildenden mit Vertiefungseinsatz in der 

Altenpflege konsequent zu kurz. Angesichts des massiven Bedarfes an 

Pflegekräften und der belegten Tatsache, dass insbesondere in der Al-

tenpflege bald schon mehr Pflegekräfte verrentet werden, als neu nach-

kommen, braucht es (wieder) ein dynamisches Wachstum bei der Aus-

bildung. Das kann die Generalistik eindeutig nicht leisten. Insofern er-

scheint dem bpa die Wiedereinführung einer gesonderten dreijährigen 

Altenpflegeausbildung eine vorzugswürdige Option. Hierzu bedarf es ei-

ner grundsätzlichen Überprüfung des gesamten PflBG und nicht nur der 

in § 59 Abs. 2 und 3 PlfBG enthaltenen Wahlregungen für die unter-

schiedlichen Berufsbilder der Gesundheits- und Kinderkrankenpflege 

und Altenpflege, wie es im § 62 PflBG mit dem Bericht des BMFSFJ und 

BMG an den Deutschen Bundestag bis zum 31.12.2025 aktuell vorgese-

hen ist. 

 

 

 

 
9 Quelle: https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2024/07/PD24_284_212.html 

mailto:bund@bpa.de
http://www.bpa.de/


 

 

 
bpa – Bundesverband privater Anbieter sozialer Dienste e.V. 

Bundesgeschäftsstelle, Friedrichstr. 148, 10117 Berlin 
Tel. 030 – 30 87 88 60, Fax 030 – 30 87 88 89 

bund@bpa.de  – www.bpa.de   
Seite 46 von 47 

 

c) Formulierungsvorschlag:  

Der § 68 PflBG wird um einen Absatz 5 wie folgt ergänzt: 

„(4) Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Ju-

gend und das Bundesministerium für Gesundheit evaluieren bis 

zum 31. Dezember 2025 die Wirkungen des Pflegeberufegesetzes 

insbesondere auf die Entwicklung der Ausbildungszahlen in den 

drei verschiedenen Berufsbildern nach § 1 sowie § 58, auf den Er-

werb ausreichender Kompetenzen in diesen, auf die Ausbildungs-

zeiten beim Träger der praktischen Ausbildungsträger und auf die 

pflegerische Versorgungssicherheit in Deutschland auf wissen-

schaftlicher Grundlage.“ 

 

2.3.24. Artikel 5a Änderung des Dritten Buches Sozialgesetzbuch SGB (§§ 

81 ff. SGB III) 

 

a) Beabsichtigte Regelung: 

Die aufgenommen Änderung Dritten Buches Sozialgesetzbuch und die 

damit einhergehende Einbeziehung der Ausbildung zur in § 57 SGB III, 

soweit sie betrieblich durchgeführt wird und der dafür vorgeschriebene 

Berufsausbildungsvertrag abgeschlossen worden ist, begrüßt der bpa. 

So werden die Fördermaßnahmen der Assistierten Berufsausbildung, 

der Berufsausbildungsbeihilfe sowie des Mobilitätszuschuss nach dem 

SGB III für die Ausbildung zur Pflegefachassistenz geöffnet. Durch die 

Einfügung der Pflegefachassistenzausbildung in § 54a SGB III wird zu-

dem eine Förderung von Einstiegsqualifizierungen ermöglicht. 

Dennoch fehlt es im Entwurf – trotz des erheblichen Qualifizierungsbe-
darfes bzw. -potenzials bei ungelernten und berufserfahrenen Hilfskräf-
ten in der Pflege für das benötigte QN3-Niveau – an einer geeigneten 
Förderregelung im Arbeitsförderungsrecht der §§ 81, 82 SGB III. 
 

b) Stellungnahme: 

Es wird dringend eine Ausweitung der Förderung für die Qualifizierung 
der Pflegeassistenzkräfte benötigt. Das Qualifizierungschancengesetz 
von 2019 eröffnete hier einige verbesserte Möglichkeiten auch für die 
Pflege, jedoch wird die Förderung für die Pflege von den Arbeitsagentu-
ren trotz des gesamtgesellschaftlichen Bedarfes an gut qualifizierten 
Pflegekräften auch auf QN3-Nivau oft zu zögerlich und im Umfang zu 
restriktiv eingesetzt. So liegt der Fokus des Programms der Bundesar-
beitsagentur zur Beschäftigtenqualifizierung eher auf dem Bereich der 
Pflegefachkraftabschlüsse auf QN4-Niveau und nicht im Bereich der 
qualifizierten Pflegeassistenzkräfte, deren Ausbildungsdauer mit in der 
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Regel unter zwei Jahren oftmals als nicht förderfähig betrachtet wird, es 
sei denn, es handelt sich um eine anschlussfähige Teilqualifikation zur 
dreijährig ausgebildeten Pflegefachkraft. Ebenso ist die oft hohe Kosten-
beteiligung der Arbeitgebenden je nach Unternehmensgröße gemäß § 
82 Abs. 2 und 3 SGB III mit Blick auf die im reglementierten Pflegemarkt 
nicht refinanzierbaren Weiterbildungskosten nicht sachgerecht. Trotz die-
ser Hemmnisse sind der Nachschulungsbedarf und das Potenzial in der 
Pflege ganz erheblich, auch im Hinblick auf das für PeBeM nach § 113c 
SGB XI benötigte QN3. Hier muss eine erhebliche Anzahl von bisher un-
gelernten Pflegehilfskräften in stationären Pflegeeinrichtungen qualifi-
ziert werden, um die Vorgaben an den benötigten Personalmix zu erfül-
len. Dies ist für bereits beschäftigte, formal ungelernte Pflegehilfskräfte 
aber nicht möglich, wenn sie bisher einen regulären Lohn von 2.300 € bis 
3.000 € im Monat erhalten, nun jedoch auf die Ausbildungsvergütung von 
ca. 900 € zurückfallen. Pflegeeinrichtungen können mangels Refinanzie-
rung durch die Kostenträger die Lohnunterschiede nicht ausgleichen. 
Hierzu bedarf es daher einer speziellen Förderungsregelung auf Basis 
der §§ 81 und 82 SGB III für die Förderung von Beschäftigtenqualifizie-
rung auf QN3-Niveau in zugelassenen Pflegeeinrichtungen, welche dann 
auch einen entsprechenden Arbeitsentgeltzuschuss gemäß § 82 Abs. 3 
SGB III zum Ausgleich der Lohndifferenz umfasst. Auch die Kosten der 
Weiterbildung selbst, etwa für Vorbereitungskurse nach § 11 des vorlie-
genden Entwurfs können nicht allein von den Pflegeeinrichtungen aufge-
bracht werden. Die § 81 und § 82 SGB III müssen daher speziell für die 
Pflege eine Sonderregelung erfahren und Bildungsgutscheine mit voller 
Kostenübernahme für die Kurse vorsehen. Dies könnte etwa im zweiten 
Abschnitt des 13. Kapitels des SGB III erfolgen. 
 

c) Formulierungsvorschlag:  

Dazu wird der weggefallene § 419 SGB III mit folgendem Inhalt neu be-

setzt. 

“Zur Bewältigung der demografisch bedingten personellen Eng-

pässe und der vorherrschenden Versorgungskrise in der Langzeit-

pflege und zur Umsetzung des dafür geschaffenen Personalbemes-

sungsinstrumentes nach § 113c SGB XI ist bei Maßnahmen nach 

den § 81 und § 82 dieses Gesetzes zur Qualifizierung von ausrei-

chend Pflegeassistenzkräften sowie Pflegefachkräften eine Förde-

rung in voller Höhe der Kosten der Weiterbildung unabhängig von 

der Unternehmensgröße nach § 82 Absatz 2 und 3 zu gewähren.” 
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